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Die Messung sozialen Glücks 
Z a r Problematik der sozialen Indikatoren 
V o n H a n s F. Z a c h e r 
Der J u b i l a r , dem diese Festschrift zugedacht ist, zählt seit Jahrzehnten zu den namhaftesten Interpreten nicht nur des deutschen Sozialrechts, sondern auch und gerade seiner gesellschaftlichen und politischen Voraussetzungen, Entsprechungen und Konsequenzen. D a r u m erscheint es angebracht, i h m einen Beitrag zu widmen, der i n diese allgemeineren Zusammenhänge auszugreifen sucht, in die gerade H a r r y R o h w e r - K a h l m a n n seinen sozial-rechtlich erfahrenen Bl ick immer wieder richtet. Dabei geht es hier nicht unmittelbar darum, einen materialen Zustand oder Prozeß unserer Gesellschaft zu erörtern. Vie lmehr geht es u m eine neuartige Methode, die Zustände und Prozesse i n der Gesellschaft w a h r -zunehmen und darzustellen. Daß soziale Zustände und Prozesse mit der gesetzgebenden Gestaltung und anwendenden V e r w i r k l i c h u n g des S o z i a l -
r e c h t s vielfältig und eng zusammenhängen, braucht nicht betont zu werden. Daß dabei soziale Tatbestände und Entwicklungen aber angesichts ihrer Verflochtenheit und häufig auch Gestaltschwäche nur so w i r k e n , w i e sie gesehen und artikuliert werden, ist jedoch k a u m weniger bedeutsam. D a r -aus erwächst die sozialrechtliche Relevanz der Instrumente sozialer D i a -gnose und der Formulierung ihrer Fragen u n d Antworten . Das spezielle Instrumentarium, von dem hier die Rede sein soll , hört auf den Namen „soziale Indikatoren". I. Allgemeines zu Begriff und Problematik 1. Was sind „soziale Indikatoren"? Der Begrif f ist neu wie — zumindest i n ihrer jetzt gewonnenen wissen-schaftlichen und institutionellen Dimension — auch die Sache. Selbst deutsche Fachlexika der sechziger Jahre weisen i h n noch nicht aus 1). U n d wer i n allgemeineren Wörterbüchern sucht, w i r d zwar unter dem Stich-
1) Siehe z. B. Handwörterbuch der Sozial Wissenschaften, 1956-1968 (insbesondere auch den 
Registerband, 1968). 585 
Hans F. Zacher wort „Indikator" fündig, aber doch n u r i n so spezifischen naturwissen-schaftlichem und technischem S i n n wie dem, daß Lackmus durch R o t -färbung Säuren „indiziert". Weiter hi l ft schon, daß der Begri f f aus d e m Angelsächsischen stammt, und dort ein indicator schon seit jeher etwas ist, was etwas anzeigt 2). Das entspricht auch dem komplexen lateinischen U r -sprung, der zudem mit dem möglichen S inn des Wortes indicare als „den Wert einer Sache bestimmen" 3 ), einen spezifischen A k z e n t angibt, der gerade für die „social indicators" von Interesse ist. Doch damit genug der Philologie! „Soziale Indikatoren" sollen also soziale Sachverhalte (im weitesten Sinne) anzeigen. Sie sollen soziale Tatbestände und Wertungen i n Maßgrößen ausdrücken und so die Vergleichszusammenhänge faßbar machen 4). Das Besondere daran läßt sich vorerst am besten i n einem mehrfachen „nicht n u r " sagen. Soziale Indikatoren sollen anders als herkömmliche Statistiken nicht nur a p r i o r i Zählbares ausdrücken. Sie sollen Wohlstand nicht n u r i n ökonomischen Größen ausdrücken. Sie sollen vor al lem die Fesseln der herkömmlichen Rechnungen des Sozialprodukts sprengen. Sie sollen nicht nur über Aufwendungen, sondern über Wünsche und Bedarfe und ihre wirkl iche Befriedigung berichten. Sie sollen — und das versteht sich n u n schon von selbst — v o r al lem nicht n u r i n monetären Größen rechnen und auch Ubersetzungen natürlicher Größen i n Geldwertgrößen möglichst vermeiden. Posit iv ausgedrückt bedeutet das — u m den mitt lerweile schon klassischen Bericht einer US-Arbeitsgruppe mit dem T i t e l „Toward a Social Report" 5 ) — zu übersetzen: E i n sozialer Indikator k a n n als eine Statistik von direktem normativem Interesse definiert werden, die eine konzise, umfassende und ausgewogene Beurtei lung wichtiger gesellschaft-licher Lebensbedingungen erlaubt. E i n sozialer Indikator ist i n jedem F a l l ein direktes Maß für Wohlfahrt , das so zu interpretieren ist, daß sich die Verhältnisse dann verbessert haben oder die Leute sich jedenfalls dann besser fühlen, wenn sich eine Größe i n der „richtigen" Richtung verändert, während andere Umstände gleich bleiben. In diesem Sinne s ind Zahlen 
2) The concise Oxford Dictionary, 4th Edition (o. J.), S. 607: 'Person, thing, that points out.' 
') Siehe im einzelnen zu den verschiedenen Ableitungen und Bedeutungen z. B. Friedrich 
Adolph Heinichen, Lateinisch-deutsches Schulwörterbuch, 4. Auf). 1881, S. 419. 
4) Siehe hierzu und zum Folgenden vor allem Wolfgang Zapf, Soziale Indikatoren, in: Sozio-
logie, Rene König zum 65. Geburtstag, 1972, S. 261 ff.; dens., Zur Messung der Lebensquali-
tät, Zeitschrift für Soziologie, 1. Jhg. (1972), S. 353 ff. - beide Abhandlungen mit eingehen-
der Bibliographie; s.a. dens., Lebensqualität und soziale Indikatoren, Archiv für Wissen-
schaft und Praxis der sozialen Arbeit, 3. Jhg. (1972), S. 267 ff. Weitere Nachweise s.« 
grundsätzlich dort. Ergänzend s. a. Reinhardt bartholomäi, Soziale Indikatoren, Die neue 
Gesellschaft 19. Jhg. (1972), S. 943 ff. - Der Verfasser möchte sich an dieser Stelle genereller 
Hinweise zum Material über Soziale Indikatoren aber auch der Dankesschuld entledigen, die 
er gegenüber Elisabeth Liefmann-Keil empfindet. In Gesprächen mit ihr hat er die ersten 
Hinweise auf die allgemeine und sozialpolitische Problematik der social indicators und auf 
den fortgeschrittenen Diskussionsstand des westlichen Auslandes in dieser Frage bekommen. 
5) Toward a Social Report, U. S. Department of Health, Education, and Weifare, 1969. Der 
folgende Text bis zum Ende des Absatzes ist eine freie Übersetzung von S. 97 ebenda. 586 
Die Messung sozialen Glucks . über Ä r z t e oder Polizisten keine sozialen Indikatoren, während Angaben unmitte lbar über Gesundheit oder Verbrechenshäufigkeiten solche sein können. 2. Z u r E n t w i c k l u n g und E r m i t t l u n g sozialer Indikatoren Besser als Versuche abstrakter Definit ion kann das, was mit sozialen I n d i -katoren gemeint ist, vielleicht eine exemplarische Information über die bisherigen A r b e i t e n an und mit sozialen Indikatoren verdeutlichen. Deut-sche Erfahrungen oder gar Institutionen liegen freil ich k a u m vor. Die führenden L ä n d e r i n den Bemühungen u m soziale Indikatoren sind w o h l die Vereinigten Staaten, K a n a d a , Großbritannien, Frankreich und jüngst auch Schweden. Weltweit wirksamste Grundlage der weiteren Diskussion w a r der 1969 vorgelegte Bericht einer Expertenkommission, die von der U S - R e g i e r u n g eingesetzt worden w a r : „Toward a Social Report" 6 ) . A u f -gegriffen wurde die Problematik mitt lerweile vor al lem von der O E C D , für deren vergleichendes und kooperationsvermittelndes W i r k e n soziale Indikatoren denn i n der Tat eine überaus nützliche Platt form abgeben könnten. A l s erstes Ergebnis ihrer Arbeiten hat sie nun eine Liste „sozialer Betreffe" vorgelegt, auf die sich soziale Indikatoren beziehen können 7 ) . In der Tat scheint die A u s w a h l , Differenzierung und Formulierung m ö g -licherweise b e t r o f f e n e r S o z i a l b e r e i c h e die primäre A r b e i t zu sein, die nicht nur den Unterschied von den herkömmlichen Statistiken, volkswirtschaft-lichen Rechnungen usw. deutlich zeigt, sondern auch die Weichen für alle weiteren Entwicklungen und W i r k u n g e n sozialer Indikatoren stellt. So ist z. B. i n „Toward a Social Report" folgendes grobes Rastersystem zugrunde-gelegt: Gesundheit und K r a n k h e i t ; soziale Beweglichkeit; physische U m -welt ; E i n k o m m e n und A r m u t ; öffentliche Ordnung und Sicherheit; A u s -bi ldung, Wissenschaft und K u n s t ; Teilhabe und Entfremdung. Die Liste der „Fundamental Social Concerns" der O E C D enthält nunmehr folgende Uberschriften: Gesundheit; individuelle Entwicklung durch Ausbi ldung; Beschäftigung u n d Qualität des Arbeitslebens; Zeit und Freizeit ; V e r -fügung über G ü t e r und Dienste; physische U m w e l t ; persönliche Sicherheit und Rechtspflege; soziale Entfaltungsmöglichkeiten und Partizipation 8 ) . U m ein Beispiel z u geben, wie diese Überschriften konkretisiert werden, sei hier der Bereich von „Sicherheit und Rechtspflege" herausgegriffen. Der Abschnitt weist folgende Gliederungen auf: — Gewaltverbrechen und Beunruhigung der individuel len Existenz betreffend Personen 
*} Siehe Anm 5. 
7j List of Social Concerns - Common to most OECD Countries, The OECD Social Indicator 
Development Programme, 1, 1973. 
•) A. a. O., S. 14 ff. Die Übersetzung ist notwendigerweise frei. 587 
Hans F. Zacher betreffend Vermögen betreffend die Wahrnehmung von Gefahren für Sicherheit u n d Schutz — Fairneß u n d Menschlichkeit der Rechtspflege i m Bereich des Straf rechts i m Bereich des Privatrechts i n der Verwaltungspraxis — Das Vertrauen i n die Rechtspflege. Solche Kataloge können nicht entwickelt werden, ohne daß ihnen ein gene-relles Z i e l vorgegeben ist. So kann nach minimalen oder maximalen sozia-len Bedingungen gefahndet werden: etwa nach irgendeinem Standard von i n d i v i d u e l l e m oder gesellschaftlichem Existenzminimum, oder nach den Grenzen des Wirtschaftswachstums. Zusätzliche Schwierigkeiten bereitet es offenkundig, optimale Konstellationen z u erfragen: etwa eine ausge-glichene Befindlichkeit oder Entwicklung der Gesellschaft. Die Summe der Interdependenzen läßt dabei leicht alle potentiellen Elemente i n einem Perpetuum mobile von Prämissen und Konsequenzen unfaßbar werden. Nicht weniger entmutigende Probleme stellen sich, wenn die „sozialen Betreffe" nicht nur als Möglichkeiten gesehen werden, u m soziale G e -gebenheiten mehr oder minder isoliert z u erfassen und zu bewerten, son-dern auch u m ihre Bewertung untereinander vergleichbar zu machen, was letztlich Quantifizierung der Qualität — anders ausgedrückt: G e w i c h t u n g — voraussetzt. U m soziale Indikatoren so zu entwickeln, daß aus ihnen politische Konsequenzen möglichst unmittelbar abgelesen werden können, ist aber nicht n u r das notwendig, sondern auch der E i n b e z u g v o n Maß-
n a h m e n zur Bewahrung oder Veränderung der Verhältnisse u n d der V e r -w i r k l i c h u n g der ermittelten Bewertungen, sowie wiederum die Bewertung der Maßnahmen — insbesondere der A u s w a h l unter mehreren möglichen — u n d ihres Erfolges 9 ). Z u differenzieren ist ferner nach der E b e n e , für d i e s o z i a l e I n d i k a t o r e n 
e n t w i c k e l t und ermittelt w e r d e n sol len: v o m einzelnen über soziale G r u p -pen, K o m m u n e n und ähnliche Selbstverwaltungseinheiten bis z u m Staat u n d zu supranationalen und internationalen Dimensionen 1 0 ) . 
*) Einen guten Einblick in solche Probleme gibt etwa H. H. Koelle, Ansätze für ein prakti-
kables, zielorientiertes Modell der gegenwärtigen Gesellschaft, Analysen und Prognosen, 
Heft 22, September 1972, S. 22 ff., Heft 23, September 1972, S. 23 ff. 
10) Nur am Rande kann hier die große Bedeutung erwähnt werden, die der Entwicklung brauch-
barer sozialer Indikatoren für die Problematik der Entwicklungshilfe und überhaupt der 
Beziehungen zwischen Ländern höheren und niedrigeren Entwicklungsgrades zukommt. Siehe 
zu der Unzulänglichkeit der vorhandenen Messungsmethoden, für die Probleme der Entwick-
lungsländer etwa Jonathan Levin, Zur Messung der Staatstätigkeit, Finanzierung und Ent-
wicklung, 9. Jhg. (1972), Heft 3, S. 14 ff.; V. C. Nwaneri, Kriterien zur Einkommensverteilung 588 
Die Messung sozialen Glucks . Schließlich aber erwachsen die heillosen P r o b l e m e d e r K o m p e t e n z u n d des 
V e r f a h r e n s : von w e m und i n Auseinandersetzung mit wem sollen soziale Indikatoren kategorial — man könnte sagen: als Fragen — entwickelt , real — i m Sinne von A n t w o r t e n — ermittelt und — als Maßstäbe i n t e r -pretiert werden? 1 1 ) Dabei ergibt sich wiederum eine verwirrende K o m b i -natorik. Diese erwächst zunächst schon aus der Vie lzahl der skizzierten Ebenen, aus denen soziale Indikatoren formuliert und ermittelt und für die sie relevant sein können. Dabei ist neben der sachlichen, räumlichen und personellen Abgrenzung von R ä u m e n der Ermitt lung , Beurtei lung u n d Gestaltung auch die notwendige zeitliche F i x i e r u n g — punktueller oder periodischer Natur zu bedenken. Ferner ist daran zu denken, daß F u n k -tionen und Rol len von Fragenden, Befragten und Interpreten verschieden differenziert und subjektiv und verfahrenstechnisch aufgeteilt werden können. Schließlich aber versteht sich, daß soziale Indikatoren nicht a l le in i m Wechselspiel zwischen V o l k und allgemeinen politischen Behörden der Gemeinwesen entwickelt und ausgewertet werden können. Vie lmehr s t e l -len sich etwa Fragen wie die: inwieweit spezifische Institutionen (etwa m i t annähernder Unabhängigkeit nach dem Muster Statistischer Ämter) e i n -gerichtet werden sollen, inwieweit Experten (Expertengruppen) oder be-sonders sachverständige Behörden (z. B . nach dem V o r b i l d des Sachver-ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung) zu beteiligen sind, inwieweit gesellschaftliche (verbandliche oder u n t e r -nehmerische) Faktoren mit der Entwicklung sozialer Indikatoren betraut oder darin beschränkt werden sollen, schließlich auch, inwieweit die A l l -gemeinheit (nach den Gepflogenheiten der Demoskopie und weitgehend auch der Statistik) durch ausgewählte Gruppen repräsentiert werden k a n n oder soll . Al les das sind offene Fragen. Dieses Maß von Ungeklärtheit gibt der Befassung mit sozialen Indikatoren einen Zug von science fiction. 
für die Analyse von Entwicklungsprojekten, a . a . O . , 10. Jhg. (1973), Heft 1, S. 12 ff. -
Siehe darüber hinaus zu dem Gedanken, soziale Indikatoren auch zur Rationalisierung und 
Stabilisierung der Politik in den Entwicklungsländern zu nutzen, z. B. Irving S. Friedmann, 
Dilemma der Entwicklungsländer: Das Schwert des Damokles, Finanzierung und Entwicklung, 
10. Jhg. (1973), Heft 1, S. 12 ff., 37 (S. 15): „Ich bin immer mehr zu der Überzeugung ge-
langt, daß zur Änderung ungünstiger und zur Stärkung günstiger Trends folgende Ziele 
anzustreben sind: 1. Erreichung eines nationalen Wertsystems, das die wichtigsten sozialen 
und ökonomischen Ziele der Gemeinschaft aufzeigt. Es soll z. B. den Politikern helfen, die 
Meinung ihrer Wähler über Probleme wie Industrialisierung, Konsum kontra erhöhte Spar-
und Investitionstätigkeit, Modernisierung der Landwirtschaft, Einkommensverteilung sowie 
nationales Selbstvertrauen kontra Auslandshilfe zu erfahren. Um akzeptiert zu werden, 
sollte die Wertskala leicht verständlich und in der Kultur des jeweiligen Landes fest begründet 
sein." 
") Siehe zu der sachlich in gewisser Hinsicht parallelen, aber weitaus spezielleren Diskussion 
um wirtschaftspolitische Regelmechanismen das Gutachten des Wisschenschaf fliehen Beirates 
beim Bundeswirtschaftsministerium über „Regelmechanismen und regelgebundenes Verhalten 
in der Wirtschaftspolitik", in: Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium für 
Wirtschaft, Sammelband der Gutachten 1948 bis 1972, 1973, S. 597 ff. 589 
Hans F. Zacher 3. Das Interesse an „sozialen Indikatoren" Soziale Indikatoren sind zunächst also vor al lem Idee. Die Quantif izierung des Qualitativen und die Vergleichung des Ungleichen hat al lzuviel von der Quadratur des Kreises an sich. A b e r auch diese kennt Formeln von beträchtlichem Annäherungsgrad. U n d dem gesellschaftlichen und p o l i t i -schen Interesse an sozialen Indikatoren wäre auch mit Annäherungswerten oft schon viel geholfen. Dieses Interesse hat rasch eine sozialwissenschaft-liche, mitunter auch eine politische K o n j u n k t u r der sozialen Indikatoren aufkommen lassen — deren erste Aufwal lungen freilich vorüber zu sein scheinen —. Es ist von vielen Zugängen her zu verstehen. D a ist zunächst ganz allgemein das Bedürfnis nach R a t i o n a l i s i e r u n g der sozialen und politischen Diskussionen und Entscheidungen. M a n könnte — etwa i m Sinne von A r n o l d J . T o y n b e e y s & ) Theorie der mittleren optimalen Herausforderung als Grundlage der K u l t u r — davon sprechen, daß die gegenwärtige Spannungslage zwischen Mangel und Uberfluß, zwischen Beharrung und Wandel der Strukturen, Techniken und Wertungen, z w i -schen Gegensätzen und Friedensbedürfnis auf den verschiedensten natio-nalen und internationalen Ebenen menschlicher Gesellschaft ein Bedürfnis nach Kommunikat ion und Planung entstehen hat lassen, das nicht ohne gesteigerte Rationalität des Verständnisses der sozialen Phänomene denk-bar ist. Dabei haben neuere Methoden und Techniken wie Informatik, Ökonometrie, Entscheidungstheorie und Konfliktsforschung einerseits die Rationalität sozialer Begegnung — wenn auch mitunter nur scheinbar — gesteigert: sie können aber nur unter der Prämisse besserer systematischer Aufbereitung und möglichst quantitativer Erfassung der sozialen V e r -hältnisse und ihrer Relationen v o l l genutzt werden. Besonders deutlich w i r d das alles i n bezug auf die P l a n u n g als Instrument gestufter Entscheidung und Koordination i n und zwischen verfaßten G e -sellschaften, insbesondere i m Staat und seinen Gliedeinheiten^). Ihren i n mannigfacher Hinsicht „harten K e r n " bildet die Finanzplanung. U n d doch liegt es nur zu nahe, zur Entwicklungs- und Aufgabenplanung auszugrei-fen 1 4 ) . Sie aber läßt möglichst umfassende Systeme vergleichbarer operatio-naler Größen für soziales Sein und Sollen dringend wünschen. Nicht zufällig wurde deshalb der vergleichsweise überschaubare Bereich kommunaler 
") Siehe z. B. die deutsche Kurzfassung: Arnold J. Toynbee, Der Gang der Weltgeschichte. 
Aufstieg und Verfall der Kulturen, 2. Aufl. 1950 (übersetzt von Jürgen von Kempski). 
") Siehe statt aller anderen: Joseph H. Kaiser (Herausgeber), Planung I-Vi, 1965-1972; „Re-
gierungsprogramme und Regierungspläne", Schriftenreihe der Hochschule Speyer, Bd. 51, 1972. 
14) Siehe z. B. aus jüngerer Zeit: Rainer Wahl, Notwendigkeit und Grenzen langfristiger Auf-
gabenplanung, Der Staat, 11. Bd. (1972), S. 459 ff.; Volker Schmidt, Finanz- und Aufgaben-
planung als Instrumente der Regierungsplanung, Die Verwaltung, Bd. 6 1.1973), S. 1 ff. 590 
Die Messung sozialen Glucks . Entwicklungsplanung z u einem der hoffnungsvollsten Experimentierfelder der A r b e i t m i t sozialen Indikatoren 1 5 ) . Viel leicht läßt sich auch sagen, daß i n einer Zeit raschen Wandels der Techniken u n d Werturtei le nicht nur die Notwendigkeit empfunden w i r d , die richtige Reaktion auf jeweils Neues durch die systematische A u f b e -reitung potentieller Bezugsrahmen zu erleichtern, sondern die Innovation durch die Aufschließung möglicher Entwicklungszusammenhänge, R ü c k -standsfelder u n d ganz generell bisher ungesehener Sachstrukturen fördernd zu steuern 1 6 ) . E i n e n wesentlichen Impuls aber bezieht die Entwicklung der sozialen I n d i -katoren aus Rede und Denk Vorstellung von der „Qualität des L e b e n s " * " ? ) . Sie ist K r i t i k an der ökonomischen Orientierung gesellschaftlicher W e r t u n -gen und Akt iv i täten , so aber zunächst selbst weitgehend nur eine L e e r -formel für die Werte, welche die ökonomischen ersetzen oder ergänzen könnten. U n d d a r i n steckt eine — verhängnisvolle — Verwandtschaft m i t den sozialen Indikatoren. A u c h diese geben weitgehend nur ein Z ie l vor , von dem man erwartet, daß es u m so mehr Substanz bekäme, je intensiver man es verfolge — zumindest: je länger man darüber rede. Die ökonomische Orientierung der Gesellschaft hatte ihren G r u n d nicht zuletzt i n der Schwierigkeit , eine säkularisierte, kosmopolitische, mobile, insbesondere schichtendurchlässige Gesellschaft auf andere Wertkonsense zu einigen. „Lebensqualität" postuliert nun neue Konsense über Welt und Mensch, ohne sie produzieren zu können 1 8 ) . U n d auch i n dieser Verlegenheit e r -scheinen soziale Indikatoren als ein Weg, u m das Defizit der Konsense zu überwinden oder zu verschleiern. Jedenfalls können sie nennen, worauf Konsense sich beziehen und worüber sie sich bilden oder doch beziehen oder bi lden können. Das gilt auch und gerade für den w o h l w i r k l i c h , sicher aber der Mode nach wichtigsten Problembereich: den ökologischen 1 9 ). E n g mit der Rede von der „Qualität des Lebens" hängt der gesellschafts-politische A u f b r u c h der Zeit zusammen, der den Staat auf vielfältige Weise i n Lebensbereiche und -bedingungen des einzelnen und der gesellschaft-lichen G r u p p e n , Schichten und Organisationen hineinholen w i l l , die nicht 
15) Siehe z. B. Rainer Mackensen und Wolfram Eckert, Zur Messung der Attraktivität von 
Großstädten, Analysen und Prognosen, Heft 11, September 1970, S. 10 ff.; Rainer Mackensen, 
Attraktivität der Großstadt - ein Sozialindikator, Analysen und Prognosen, Heft 16, Juli 1971, 
S. 17 ff. 
16) Siehe dazu z. B. Einsetzung und Aufgabenkreis der „Kommission für wirtschaftlichen und 
sozialen Wandel" (vgl. Jahreswirtschaftsbericht 1971, Deutscher Bundestag Drucksache VI/1760. 
Rn. 100; Sozialbericht 1971, Rn. 41/42). 
17) Siehe Zapf, a. a. O. [Anm. 4]. Siehe z. B. auch H. H. Koelle, Ein Zielfindungsexperiment ober 
die Qualität des Lebens, Analysen und Prognosen, November 1972, S. 15 ff. 
18) Siehe zum Problem etwa Ernst-Wolfgang Böckenförde, Qualität des Lebens - Aufgabe und 
Verantwortung des Staates? Die neue Gesellschaft, 20. Jhg. (1973), S. 261 ff. 
") Siehe Raymond A. Bauer, Soziale Indikatoren, in: Stanford Anderson (Herausgeber), Die 
Zukunft der menschlichen Umwelt. Arbeiten in einer Gesellschaft mit besserer Soziolstatistik, 
1971, S. 217 ff. mit Diskussion ober das Thema S. 231 ff.). 591 
Hans F. Zacher die Einfachheit ökonomischer Motive, Daten, A b l ä u f e und Wertungen an sich haben 2 0 ). „Gesellschaftspolitik" ist ein Name für eine unbegrenzte V i e l z a h l von Problemen und Konfl ikten, Gegebenheiten und Möglichkeiten, Konsensen, Dissensen und Entscheidungen 2 1 ). U n d auch dieses Dickicht schreit danach, durch soziale Indikatoren — soviel auch immer — gelichtet z u werden 2 2 ) . E x t r e m pointiert w i r d die Entwicklung dadurch, daß sich die westlichen Gesellschaften i n einer A r t negativen Konsenses mehr u n d mehr auf die Fragwürdigkeit , wenn nicht den Unwert wirtschaftlichen Wachstums einstellen 2 3) — ja mehr noch: sich auch jenseits des Ö k o n o m i -schen des Maßstabes der Leistung entäußern 2 4 ) . Damit werden gewiß not-wendige Revisionen vollzogen 2 5 ). Zugleich aber setzen sich die westlichen Gesellschaften einer Summe von Problemen der Orientierung, der L e i -stungsmotivation und der sozialen Entscheidung aus, von der noch nicht gesagt werden kann, ob es gelingen w i r d , sie so zeitig und befr iedi -gend z u meistern, daß nicht robustere politische Systeme, die nicht durch Z w e i f e l an den einfachen M a x i m e n von Wachstum und Leistung zugleich humanisiert und geschwächt wurden und werden, eine Lösung erübrigen. E i n e n wesentlich anderen Zugang zur Nachfrage nach sozialen Indikatoren eröffnen die Stichworte „Emanzipation" und P a r t i z i p a t i o n " ^ ) . E i n auf Selbstbestimmung drängender Mensch begnügt sich nicht mehr mit den herkömmlichen Methoden repräsentativer und unmittelbarer Demokratie. E r bewertet die Chance, die politischen Entscheidungen permanent und umfassend beeinflussen zu können, m a x i m a l 2 7 ) — ungeachtet der Gefahr, daß der umfassende und stetige Einfluß aller auf die Angelegenheiten aller primär Heteronomie, nicht dagegen Autonomie bedeutet 2 8). Sowohl die — exemplarisch als „Bürgerinitiativen" bekannten — freien partizipatorischen 
20) Siehe zu den wichtigsten Zusammenhängen etwa Klaus Lompe, Gesellschaftspolitik und 
Planung, 1971. 
21) Siehe auch Bernhard Külp, Zur Zielproblematik in der Lehre von der Gesellschaftspolitik, in: 
Der Mensch im sozio-ökonomischen Prozeß, Festschrift für Wilfried Schreiber, 1969, S. 87 ff. 
22) Siehe z. B. H. H. Koelle, Ansätze für ein praktikables, zielorientiertes Modell der gegen-
wärtigen Gesellschaft, Analysen und Prognosen, September 1972, Heft 22, S. 22 ff., Heft 23, 
S. 23 ff.; F. J. Stundenbacn, Sozialindikatoren und Gesellschaftsplanung, in: Soziologie, 
Rene König zum 65. Geburtstag, 1973, S. 291 ff. 
M) Das ist eine der Schwierigkeiten, vor der auch Auslegung und Anwendung der Zielangabe 
„stetigen und angemessenen Wirtschaftswachstums" in § 1 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft stehen. Siehe dazu z. B. „Grundfragen der 
Stabilitätspolitik", Gutachten des Wissenschatflichen Beirats beim Bundesministerium für 
Wirtschaft, BMWI Studienreihe Heft 2, 1973, insbes. S. 2 f., 29 f. 
14) Siehe z. B. Bertrand de Jouvenel, Jenseits der Leistungsgesellschaft, 2. (deutsche) Auflage 
1972; Helmut Schoeck, Ist Leistung unanständig? 4. Aufl. 1972. 
25) Exemplarisch: Carl Amery, Das Ende der Vorsehung, 1972. 
26) Siehe zum Phänomen etwa Klaus Landfried, „Emanzipation" durch „Partizipation", Betrach-
tungen über Motivation, Erwartungshorizont und Prämissen eines Axioms, Civitas (Jahrbuch 
für Sozialwissenschaften), Bd. XI (1972). 
27) Siehe dazu etwa Fritz Wilhelm Scharpf, Demokratietheorie zwischen Utopie und Anpassung, 
1970. 
28) Siehe dazu z. B. Hans F. Zacher, Die Pluralität der Gesellschaft als rechtspolitische Aufgabe, 
Der Staat, Bd. 9 (1970), S. 161 ff., insbes. S. 173 ff. 592 
Die Messung sozialen Glucks . Prozesse 2 9 ) als auch der eklektische, part ikular wirkungsvolle u n d h i l f -reiche, aber auch unheimliche und insgesamt jedenfalls unzulängliche Z u -griff der Demoskopieso) sind al lzu unausgewogen und unsystematisch, u m partizipatorische Einflüsse der Allgemeinheit oder jeweils Betroffener u n d Interessierter ebenso zu gewährleisten wie zu regulieren und mit den not-wendigen Institutionen und Verfahren repräsentativer Demokratie zu harmonisieren. V o r al lem auch enthalten alle diese Methoden d e m o k r a -tischer Einflußnahme und Entscheidung keine Vorkehrung gegen die U n -gefragtheit des U n a r t i k u l i e r t e n und so letztlich gegen die Entscheidung durch Unterlassen. Insofern trif ft die Idee sozialer Indikatoren ein Defizit , das — bei vielen Unterschieden i m einzelnen — allen herkömmlichen F o r -men demokratischer Wil lensbi ldung gemeinsam zu sein scheint: als ein System, das kraft Eigengesetzlichkeit das Netz der „eigentlich" zu stel len-den Fragen permanent so dicht und so weit als möglich erhält und damit den Einfluß derer, denen dadurch Antworten (erst) ermöglicht werden, permanent maximiert . Endl ich könnte man von sozialen Indikatoren auch eine K o r r e k t u r der massiven Ungleichgewichte erwarten, welche die „ v e r -öffentlichte M e i n u n g " der Massenmedien i n die B i l d u n g der öffentlichen Meinung einbringt. Frei l ich handelt es sich bei alledem k a u m u m etwas, was schon den N a m e n Hoffnung verdient. Nicht nur ist die Möglichkeit eines ebenso umfassenden wie differenzierten Systems sozialer Indikatoren noch nicht erwiesen oder gar Realität. V i e l m e h r steht zu besorgen, daß die Konsumenten der „ v e r -öffentlichten M e i n u n g " die sozialen Indikatoren ebensowenig „annehmen" wie etwa die Verbraucher die H i l f e objektiver Tests gegen Werbung, E m o -tion und — sonstwie gewonnenes — eigenes U r t e i l eingetauscht haben. U n d ebensowenig werden die Interessen und Gefühle , die sich i n freien partizipatorischen A k t i o n e n auswirken, ein gleiches Genügen an der B e -lehrung durch soziale Indikatoren und an der Einflußnahme auf sie f inden. Gleichwohl zeigen die Bezugsfelder des Interesses an sozialen Indikatoren, daß die moderne Gesellschaft hier vor eine Aufgabe gestellt ist, die a n z u -gehen sie nicht vermeiden k a n n und darf. II. Soziale Indikatoren und Sozialpolitik Die Gründe, die trotz aller Unklarheiten und Schwierigkeiten die N a c h -frage nach sozialen Indikatoren so verständlich erscheinen lassen, gelten 
n ) Siehe z. B. Ralf Zoll und Norbert Blum, Formen und Möglichkeiten der aktiven Partizipation 
in der Demokratie, Vorträge gehalten anläßlich der Hessischen Hochschulwochen, Bd. 72, 
1972, S. 43 ff., 53 ff. Speziell zur Querverbindung Lebensqualität - Umweltschutz - Partizi-
pation: Michael Zöller, Demokratisierung, Kommunikation und Kontrolle, in: Burkhard Well -
mann (Herausgeber), Die Umweltrevolte, 1972. 
,0) Siehe zu den hier anzusprechenden Problemen der Demoskopie statt aller anderen: Ernst 
Benda und Karl Kreutzer, Demoskopie und Recht, Juristenzeitung, 27. Jhg. (1972), S. 496 ff. 
(als Festvortrag Ernst Bendas zum 25jährigen Jubiläum des Instituts für Demoskopie Allens-
bach auch selbständig veröffentlicht [1972]). Weitere Nachweise siehe grundsätzlich dort. 593 
Hans F. Zacher für den Bereich der Sozialpol i t ik — u n d damit auch des Sozialrechts — i n ganz besonderem M a ß e 3 1 ) . K a u m i r g e n d w o i m B e r e i c h bewußter G e m e i n -
w e s e n - G e s t a l t u n g i s t d e r Z u s a m m e n h a n g z w i s c h e n k o n k r e t e n P r o b l e m -
f e l d e r n u n d Maßnahmen a u f d e r e i n e n S e i t e u n d s y s t e m a t i s c h e r E r f a s s u n g 
u n d D u r c h d r i n g u n g größerer Zusammenhänge so n o t l e i d e n d w i e i n d e r 
S o z i a l p o l i t i k . K a u m irgendwo sonst ist der Vorrang je partikularer Inter-essen und i h r e r konkreten Berücksichtigung so groß und sind K o r r e k t i v e i m Sinne umfassender P r i n z i p i e n , Systeme und Theorien so schwach. K a u m irgendwo fehlt es so an durchgreifender Rationalisierung. Auch die gegen-ständlich kompetente Wissenschaft — Sozia l - und Rechtswissenschaft — fügt sich w e i t h i n dem P r i m a t des historisch Konkreten, Part ikularen , Eklektischen und Exemplar ischen 3 2 ) . Zugleich fördert die Ausgrenzung je-weils konkreter Vergleichszusammenhänge den Irrtum, die i m engeren Problemfeld beobachteten „ungesättigten" Vergleiche könnten durch B e -rücksichtigung der je benachteiligten part ikularen Interessen „gesättigt" und damit könnte die soziale Situation befriedet werden, während jeder B l i c k auf größere Z u s a m m e n h ä n g e die notwendige Unendlichkeit der V e r -gleiche und damit auch der „ungesättigten" Vergleiche, somit die N o t w e n -digkeit wertender A u s w a h l u n d also auch des Rückgriffs auf ausholende M a x i m e n der Wertung ergibt 3 »). A b e r auch die Verbindungsl inie zwischen „Lebensqualität" und sozialen Indikatoren macht den besonderen Zusammenhang zur Sozialpolitik deut-l i c h 3 4 ) . „Lebensqualität" ist i m modernen Gemeinwesen ohne das Instru-mentarium der Sozialpol i t ik — insbesondere ohne soziale Sicherung — u n -denkbar. A b e r gerade die Diskussion u m „Lebensqualität" zeigt auch, daß diese sich nicht m i t einer r e i n ökonomisch verstandenen Pol i t ik der sozialen Sicherung u n d des sozialen Ausgleichs darstellen läßt, geschweige denn mit bloß monetärer U m v e r t e i l u n g 3 5 ) . V i e l m e h r spornt der topos der „ L e b e n s -qualität" dazu an, auch überkommene F i x p u n k t e der sozialen Sicherung und des sozialen Ausgleichs i n neuen Bezugsrahmen vergleichbar, k o m p a -tibel , veränderbar oder gar verzichtbar z u sehen. So könnte etwa ein neues 
31) Auf die große Bedeutung, die der Entwicklung von sozialen Indikatoren für die trans- und 
internationale Dimension einer - im weitesten Sinne verstandenen - Sozialpolitik, insbes. 
der Entwicklungspolitik, zukommen könnte, kann hier nur noch einmal hingewiesen werden. 
Siehe dazu schon oben Anm. 10. 
32) Siehe zuletzt umfassend zu diesen Fragen: Gerhard Kleinhenz, Probleme wissenschaftlicher 
Beschäftigung mit der Sozialpolitik, 1970. 
") Das Vorstehende hat der Verfasser in verschiedenen Zusammenhängen vor allem in folgenden 
Abhandlungen anzuvisieren versucht: Bestimmungsgrunde der Sozialpolitik, Die neue Ord-
nung, 26. Jhg. (1972), S. 81 ff.; Faktoren und Bahnen der aktuellen sozialpolitischen Diskus-
sion in der Bundesrepublik Deutschland, Die Versicherungsrundschau (Wien), 27. Jhg. (1972), 
S. 254 ff.; Faktoren und Bahnen der aktuellen sozialpolitischen Diskussion, Archiv für Wissen-
schaft und Praxis der sozialen Arbeit, 3. Jhg. (1972), S. 241 ff. Zur Situation des Sozialrechts 
s. a. schon früher: Sozialgerichtsbarkeit und Sozialrecht, Zeitschrift für Sozialreform, 10. Jhg. 
(1965), S. 137 ff. = Die Sozialgerichtsbarkeit, 12. Jhg. (1965), S. 69 ff. 
u ) Siehe dazu auch Georg Wannagat, Soziale Sicherheit, Wirtschaftspolitik, Lebensqualität, 
Die Sozialgerichtsbarkeit, 19. Jhg. (1972), S. 421 ff. 
") Siehe gerade auch dazu noch einmal die Hinweise in Anm. 33. 594 
Die Messung sozialen Glücks . 
Denken über die sozialen Bedingungen von Gesundheit u n d K r a n k h e i t 3 6 ) auch scheinbare A x i o m e der sozialen Sicherung gegen K r a n k h e i t i n Frage stellen. U n d B i l d u n g als Chance hoher Lebensqualität gibt nicht nur der Bi ldungspol i t ik , sondern gerade auch den ausbildungs- u n d berufsbildungs-politischen Elementen sozialer Leistungssysteme neue Bezugspunkte und Aufgaben 3 7 ) . In eher konventioneller Terminologie läßt sich Gleiches durch den Hinweis auf den Zusammenhang zwischen sozialen Indikatoren, G e -sellschaftspolitik und Sozialpolit ik^) sagen. Vielleicht mit der größten Deutlichkeit aber zeigt sich die sozialpolitische Tragweite sozialer Indikatoren an i h r e m S i n n , die Orient ierung herkömm-licher Statistiken am a p r i o r i Quantitat iven u n d den Input-Charakter her-kömmlicher P l a n u n g und Berichterstattung zu überwinden. Die deutsche 
Sozialpolitik hat aus einer Reihe von Gründen eine ökonomische, in Sonder-
heit eine monetäre Schlagseite. U n d diese Einseit igkeit — die ihre eigenen, vor al lem freiheitlichen Werte hat, aber eben übertreibt u n d andere v e r -nachlässigt — w i r d unhei lvol l verstärkt durch den monetären und sonstwie quantitativen Charakter sozialer Planung 4 ") , Rechnungslegung 4 1 ) und son-stiger Information 4 2 ) . A u c h sozialpolitischer Einsatz u n d sozialpolitischer E r f o l g werden eben i n dem A u f w a n d an G e l d u n d Geldeswert, durch die 
M) Siehe z. B. Christian v. Ferber, Gesundheit und Gesellschaft. Haben wir eine Gesundheits-
politik? 1971; dens., Gibt es ein sozialstaatliches Recht auf Gesundheit? Archiv für Wissen-
schaft und Praxis der sozialen Arbeit, 2. Jhg. (1971), S. 104 ff. Siehe aber auch Edgar Heim, 
Das Verhalten des Menschen in der Krankheit, Neue Zürcher Zeitung, Fernausgabe Nr. 171 
vom 26. Juni 1973, S. 35 f. 
*7) Siehe unter diesen Gesichtspunkten etwa die völlig unzulänglichen quantitativen Informa-
tionen unter den Stichworten „Lebensniveau" und „Unterrichtswesen" im Jahrbuch 1972 der 
Sozialstatistik des Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften, S. 255 ff., 273 ff. -
Primär quantitativ auch - wenngleich entschieden gehaltvoller - der Bericht der Bundes-
regierung nach § 239 des Arbeitsförderungsgesetzes (Arbeitsförderungsbericht) (Deutscher 
Bundestag, Drucksache 7/403). 
n ) Hans Achinger, Sozialpolitik als Gesellschaftspolitik, 2. Aufl. 1971. 
3?j Siehe z. B. Peter Häberle, Grundrechte im Leistungsstaat, Veröffentlichungen der Vereinigung 
der deutschen Staatsrechtslehrer, Heft 30 (1972), S. 43 ff.; „Freiheit und Bindung im Recht 
der sozialen Sicherheit", Schriftenreihe des Deutschen Sozialgerichtsverbandes, Bd. IX, 1972. -
In der modernen Doktrin der sozialen Arbeit freilich wird der emanzipatorische und partizi-
patorische Aspekt nicht selten überzeichnet (was auch der Freistellung eines „für den Schreib-
tisch" ausgebildeten Nachwuchses der Sozialarbeit - und ihrer Lehrer — von den anstren-
genderen Aufgaben effektiver sozialer Arbeit dient). Siehe der Tendenz nach weithin in die-
ser Richtung (als ein Beispiel aus jüngster Zeit): Hans-Uwe Otlo und Siegfried Schneider 
(Herausgeber), Gesellschaft und Perspektiven der Sozialarbeit, 2 Bde. 1973. 
40) Siehe etwa die - für sich nützliche - aber doch extrem quantitativ orientierte Ausarbeitung: 
„Sozialbudget - Sozialplanung", Gutachten eines Arbeitskreises der Gesellschaft für sozialen 
Fortschritt, 1971. 
41) Projekt und Bericht zugleich sind die „Sozialberichte" des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung (zuletzt: „Sozialbericht 1972"), die der Nennung der Sachprobleme stets so 
gut als möglich die unmittelbar quantitativen - Köpfe und Aufwendungen zählenden -
Informationen anschließen. Vollends Aufwands-orientiert ist das Sozialbudget (siehe die So-
zialberichte). Die Berichte über die Entwicklung der sozialen Lage in der (Europäischen) 
Gemeinschaft (zuletzt: Bericht über die Entwicklung der sozialen Lage in der Gemeinschaft 
im Jahre 1972, Anlage zum „Sechsten Gesamtbericht über die Tätigkeit der Gemeinschaften" 
nach Art. 122 des Vertrages von Rom, Februar 1973) sind eher beschreibender Natur, aber 
primär Rechts- und Maßnahme-orientiert, ergänzt ebenfalls durch Zahlen über unmittelbar 
quantitative Daten. 
42) Extrem quantitativ orientiert z. B. Jahrbuch 1972 der Sozialstatistik des Statistischen Amtes 
der Europäischen Gemeinschaften. 
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Hans F. Zacher Kopfzahlen des eingesetzten Personals und durch die Zählung Betroffener (sozial Gesicherter, sozialer K l i e n t e l usw.) z u m Ausdruck gebracht. Die unheilvolle Konkurrenz politischer und bürokratischer Führungseinheiten u m den „größten Etat" als Ausweis des größten politischen Erfolges k a n n gerade i n der Sozialpolitik leicht zur Groteske werden. A l s wohl eindruckvollster Beweis für die Unzulänglichkeit der ü b e r k o m -menen Methoden der Planung, Darstellung und Bewertung der sozialen Probleme und Pol i t ik können die verdienstlichen Arbeiten von F r a n z -
Xaver K a u f m a n n über „Sicherheit als soziologisches und sozialpolitisches Problem" 4 3 ) gelten. Sie haben ein recht bedenkliches Mißverhältnis z w i -schen dem juristischen, administrativen und finanziellen A u f w a n d , der i n der Bundesrepublik für die soziale Sicherheit getrieben w i r d , u n d dem Erfolg , bei den Betroffenen die Uberzeugung von Sicherheit und Gerechtig-keit zu erzeugen, zutage gefördert. Seine Material ien 4 4 ) weisen Methoden aus, die sozialen Indikatoren doch recht nahe kommen. Darüber, ob soziale Sicherheit bei den Adressaten der Systeme sozialer Sicherung w i r k l i c h e r -reicht w i r d , geben eben weder die Gesetze, die sie regeln, noch die A u f -wendungen, die für die Leistungen getätigt werden, unmittelbar u n d v e r -läßlich Auskunft . Oder u m noch ein anderes Problem zu nennen, dessen übliche Darste l lun-gen der Verbesserung dringend bedürften: die Beschäftigungs- und A r b e i t s -losenzahlen. Sie sagen etwa nichts aus über das Potential an ausländischen Arbeitnehmern, die noch nicht oder nicht mehr da sind, über Arbeitsplätze, die auf überbeschäftigte Beschäftigte aufgeteilt sind, und über A r b e i t s -losigkeit, die durch die Unterbeschäftigung Beschäftigter verdeckt w i r d , über prinzipiel l Arbeitsinteressierte, die Beschäftigung nur zu den generell gegebenen Bedingungen (etwa hinsichtlich der Voll-Arbeitszeit) ablehnen (müssen), über die Vertauschbarkeit von schulischer Ausbi ldung u n d E r -werbstätigkeit usw45). Niemand w i r d die Notwendigkeit griffiger, robuster Arbeitslosenziffern für die alltägliche beschäftigungspolitische A r b e i t leugnen. Aber das Ris iko, aus ihnen falsche Konsequenzen zu ziehen, ist doch bedenklich hoch. Al les i n allem ist so verständlich, wenn etwa die Europäische Wohlfahrts-ministerkonferenz vom August 197246) u . a . folgendes beschlossen hat: „Verfahrens- und Forschungsstudien . . . sollen Schritt für Schritt ein besseres Verständnis der Zusammenhänge zwischen Wirtschaftswachs-
Untersuchungen zu einer Wertidee hochdifferenzierter Gesellschaften, 1970. 
Forschungsbericht über die zweite Erhebungsstufe des Projekts „Reaktionen und Motiva-
tionen der Bevölkerung gegenüber sozialpolitischen Umverteilungsmaßnahmen", Materialien 
aus der empirischen Sozialforschung, Band 8, 1969. 
Siehe auch „Grundfragen der Stabilitätspolitik" [Anm. 23], S. 25 f. 
Vereinte Nationen, Wirtschafts- und Sozialrat, Dokument E/Conf. 64/6, 31. August 1972 
(maschinenschriftlich). 596 
Die Messung sozialen Glücks . t u m , sozialem Fortschritt jeder A r t und Regierungsmaßnahmen v e r -mitte ln . Sie können auch zur E n t w i c k l u n g eines Systems s o z i a l e r I n d i -
k a t o r e n führen, die einen besseren Einbl ick i n die Bedürfnisse, eine bessere Beurtei lung der Ergebnisse und der Wirksamkeit der A k t i v i -täten auf unterschiedlichen Gebieten und i n verschiedenen Teilen eines Landes ermöglichen. Diese Studien können i n bestimmten Fällen zu einer Überprüfung der bisher geltenden Grundsätze führen wie z. B . hinsichtlich der Kombinat ion von regulierenden Maßnahmen, der U m -verteilungsmechanismen sowie der kol lektiven Dienste und E i n -richtungen" 4 7 ) . Dabei ist die E r w a r t u n g , daß soziale Indikatoren auch tatsächlich ent-wickelt u n d ermittelt werden können, u m so eher gerechtfertigt, als die Konzentration auf einen Schwerpunktbereich — wie etwa die „soziale Sicherheit" — manche Schwierigkeit , welche die Entwicklung eines u m -fassenden Systems sozialer Indikatoren bereitet, erspart. Andererseits aber sollte gerade der V o r t e i l des Einbaues der spezielleren Fragen i n die a l l -gemeineren gesellschaftspolitischen Zusammenhänge — i n die systema-tische Ausfül lung der Leerformel von der „Lebensqualität" usw. — nicht vorschnell preisgegeben werden. V o r a l lem aber sol l auch nicht übersehen werden, daß sich manche Proble-matik sozialer Indikatoren i m sozialpolitischen Bereich mit besonderer Schärfe zeigen w i r d . So mag die umfassende Überschau über das System der Bedürfnisse und ihrer Befriedigung, die den objektiven Betrachter von der wesensmäßigen Unendlichkeit schrittweiser Verbesserung und deshalb der Notwendigkeit ihrer gewillkürten Endlichkeit überzeugen sollte, auf die Träger part ikularer Interessen erst recht stimulierend w i r k e n , indem sie Bedürfnisse weckt, Chancen zur A r t i k u l a t i o n konkreter „ungesättigter" Vergleiche eröffnet und alles i n allem der für das Gesamt der Sozialpolitik so gefährlichen K o n k u r r e n z der „kleinen" Interessen neue Energien schenkt. Z u denken ist auch daran, daß die Sozialpolitik ein Fe ld konzentrierten Wirkens verbandlicher Macht und Organisation von Interessen sowie der Ausgrenzung von Gemeinwesenfunktionen auf Selbstverwaltungsträger ist. Das ergibt für die Frage nach den Subjekten der Entwicklung, E r m i t t -
47) A. a. O., Ziff. 15 (= S. 7). Hervorhebung nicht im Original. - Manche der vorstehend skiz-
zierten Zusammenhänge zwischen „sozialen Indikatoren" und gegenwärtiger sozialer und 
politischer Situation finden sich in den zitierten Dokument wieder. So wenn dieses etwa 
ausgeht von einem „Gesamtkonzept der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung . . ., das 
an den umfassenden Zielen ausgerichtet ist, die sich die Gesellschaft selbst gesetzt hat" 
(Ziff. 1 = S. 1). „Aus dieser Sicht nimmt die soziale Wohlfahrt nunmehr einen zentralen 
Platz ein und wird zu einem wesentlichen Mittel für die Erreichung ihrer wichtigsten Ziele 
wie der Entwicklung menschlicher Energien, der Sicherstellung einer gerechteren Einkom-
mensverteilung, der Verbesserung der Lebensqualität und der Beteiligung der Bevölkerung 
an der Entwicklung" (Ziff. 2 = S 2). Die soziale Wohlfahrt muß „in verstärktem Maße die 
Bevölkerung in ihrer Gesamtheit erfassen" und „ihre Aufgaben auf den Gebieten der Vor-
beugung und der Entwicklung erweitern, um so zu strukturellen Reformen und Änderungen 
beitragen zu können" (Ziff. 3 = S. 2). 597 
Hans F. Zacher lung, Interpretation und Sanktion sozialer Indikatoren zusätzliche A l t e r -nativen u n d Konf l ikte 4 8 ) . Zugleich aber eröffnen soziale Indikatoren auch in diesem speziellen Bereich neue Möglichkeiten für Diskussion, K o o r d i -nation u n d Kontrol le . U m die sozialpolitische Relevanz und Problematik sozialer Indikatoren zu umschreiben und zu verdeutlichen, sei schließlich folgendes berichtet. D e r International Council on Social Weifare hielt i m August 1972 in Den H a a g seine X V I . Internationale Konferenz ab. Das Thema war „Die E n t w i c k l u n g der Sozialpolit ik unter den Bedingungen raschen Wandels" 4 9 ) . Eines der spezielleren Kommissionsthemen w a r : „Die Messung des Erfolgs einer Sozialpol i t ik ." Paral le l zur zuständigen „weltweiten" Kommission befaßte sich damit auch eine speziellere deutschsprachige Kommission 5 0 ) , die ihre Ergebnisse zusammenfaßte wie folgt: 1. D i e Messung des E r f o l g s e i n e r S o z i a l p o l i t i k hat einen prognostischen, einen diagnostischen und einen retrospektiven Wirkungskreis . Der erste ist für die Planung, der zweite für die Steuerung und den Vol lzug , der dritte für die Kontrol le und die Auswertung der Erfahrungen mit den Programmen einer Sozialpolitik und ihrer Verwirkl ichung bedeutsam. U n t e r diesen Gesichtspunkten ist die weitere Entwicklung s o z i a l e r I n d i -
k a t o r e n wichtig, u m eine rationale Diskussion und Entscheidung sozial -politischer Probleme zu ermöglichen, Sozialpolitik für alle Beteil igten u n d Betroffenen verständlich zu machen und sie vor al lem sowohl demokratischen Kontrol len zu unterwerfen, als auch vor schädlichen A u s w i r k u n g e n des Wettbewerbes u m die politische Macht zu schützen. I I . l . Die Messung des Erfolgs einer Sozialpolitik ist ferner notwendig, u m Sozialpolitik weltweit vergleichen zu können, insbesondere zwischen L ä n d e r n verschiedenen Entwicklungsstandes. 2. Jedenfalls i n dem Raum, für den sich die Mitglieder dieser K o m m i s -sion für zuständig halten, würde die Meßbarkeit der Sozialpolitik auch Vortei le bringen für 
4") Ein nicht uninteressantes Beispiel für mögliche Entwicklungen dürfte in folgendem liegen. 
Nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes hat die Bundesregierung 
in einer Jahresprojektion die von ihr angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen Ziele 
und die für das laufende Jahr geplante Wirtschafts- und Finanzpolitik darzulegen. Zusätz-
lich hat sie im Rahmen der konzertierten Aktion den Gewerkschaften und Unternehmensver-
bänden Orientierungsdaten zur Verfügung zu stellen, die von dem Bundeswirtschaftsminister 
mit den Verbänden zu erörtern sind (§ 3, a. a. O.). In der Praxis aber stellen auch die 
Gewerkschaften und Unternehmerverbände „Jahresprojektionen" auf; siehe z. B. die Tabellen 
im Jahreswirtschaftsbericht 1972 (Deutscher Bundestag, Drucksache VI/3078), S. 20 f., und im 
Jahreswirtschaftsbericht 1973 (Deutscher Bundestag, Drucksache 7/225), S. 24. 
*9) Developing Social Policy in Conditions of Rapid Change - The Role of Social Weifare - , 
Proceedings of the XVIth International Conference on Social Weifare, The Hague - Nether-
lands/August 13-19, 1972, o. J. (1973). 
M) Die deutschsprachige Unterkommission setzte sich aus deutschen, schweizerischen, öster-
reichischen und jugoslawischen Mitgliedern zusammen und arbeitete unter dem Vorsitz des 
Verfassers. Den Bericht der Vollkommission siehe a . a . O . , S. 239 ff.; den in deutscher 
Fassung nachfolgend wiedergegebenen Bericht der deutschsprachigen Unterkommission siehe 
(in englischer Fassung), a. a. O., S. 242 ff. 598 
Die Messung sozialen Glucks . — die Behauptung der Sozialpolitik i n der Konkurrenz mit anderen P o l i t i k e n , insbesondere solchen, die sich — wie die Wirtschafts-polit ik — i n quantitativen Größen und Prozessen darstellen können, — den A b b a u der Einseitigkeit innerhalb der Sozialpolitik, der sich dar-aus ergibt, daß sich Sozialpolit ik quantitativ bisher nur hinsichtlich des f inanziel len Aufwandes, nicht aber des sonstigen Aufwandes, ihres Erfolges und also auch des Verhältnisses zwischen A u f w a n d und Bedarf oder A u f w a n d und E r f o l g darstellen kann, — die Koordinat ion zwischen den verschiedenen Trägern der Sozia l -polit ik u n d ihres Vollzugs, so zwischen Zentralstaat und Gliedstaaten, Staat und K o m m u n e n , Gebietskörperschaften und anderen öffent-lichen Organisationen, endlich aber auch staatlichen und nichtstaat-lichen Organisationen. I I I . l . Die E n t w i c k l u n g sozialer Indikatoren darf von vornherein n u r als ein M i t t e l verstanden werden, u m die demokratisch legitimen Entschei-dungen u n d K o n t r o l l e n über Inhalt und Grenzen der Sozialpolit ik zu erleichtern und zu verbessern, nicht dagegen sie vorwegzunehmen oder z u ersetzen. Ebenso dürfen sie die individuelle und kollektive A u t o n o -mie nicht schmälern. Sie sollten vielmehr eine H i l f e zu ihrer bewußteren Nutzung sein. 2. Auch w e n n diese Grundsätze anerkannt sind, bleibt die Gefahr, daß die Entwicklung sozialer Indikatoren Sozialpolitik und -arbeit , aber auch individuelle und kollektive Verhaltensweisen falsch oder zumindest einseitig beeinflussen. Diese Gefahren quantitativer Darstellung von Voraussetzungen und möglichen Wirkungen von Entscheidungen sind schon aus Bereichen geläufig, i n denen es unmittelbar u m quantitative Größen geht. Sie vergrößern sich, wenn die quantitative Darstellung mehr oder weniger erst dadurch möglich w i r d , daß für qualitative E r -scheinungen quantitative Ausdrucksweisen gewillkürt werden. Das aber ist bei sozialen Indikatoren unumgänglich. Dazu kommt, daß nicht nur nur das System der Fragestellung weitgehend von den Vorstellungen und Absichten dessen abhängt, der es entwickelt, sondern daß auch die Antworten auf sozialpolitischem Feld w e i t e s t g e h e n d von subjektiven Erfahrungen, Z i e l Vorstellungen und Wertungen abhängen, ja daß i n gewissem U m f a n g gerade diese erfragt werden müssen. Dem muß Rechnung getragen werden, indem die Entwicklung sozialer Indikatoren nicht einem Träger — auch nicht etwa „neutralen" Trägern wie den statistischen Ä m t e r n — al lein überlassen werden darf. V i e l -mehr sollten von vornherein mehrere Systeme von sozialen Indikatoren durch mehrere Typen von Trägern entwickelt werden und einander 
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Hans F. Zacher kontrol l ieren, so etwa eines unter der politischen Verantwortung der Regierung, eines von einer unabhängigen Behörde und wenigstens eines von nichtstaatlicher Seite. F e r n e r sollte versucht werden, den Werten, die aus subjektiven M e i n u n -gen ermittelt werden, zum Ausgleich objektive Normen entgegenzu-stellen, die etwa von Sachverständigen entwickelt werden könnten. 3. A l l e diese Schwierigkeiten sollten aber nicht davon abhalten, rasch u n d umfassend die Entwicklung sozialer Indikatoren voranzutreiben. Je eher Erfahrungen gesammelt werden, desto eher können Mögl ich-keiten und Grenzen der Messung des Erfolgs einer Sozialpolitik fest-gestellt werden. IV . 1. Z u einzelnen Sachbereichen ist zu bemerken: Soziale Indikatoren über G e s u n d h e i t u n d K r a n k h e i t sollten für den K o m p l e x des körperlichen, seelischen und sozialen Wohlbefindens ent-wickelt werden, nicht etwa i m engeren Sinne von „Gesundheit = A b -wesenheit von K r a n k h e i t " . Sieht man jenes Wohlbefinden determiniert durch (a) den A n t e i l an allgemeinen Gütern, (b) die Beeinträchtigung durch medizinisch behandlungsfähige Leiden und (c) sonstige i n d i v i d u -elle Verhältnisse, so besteht die Notwendigkeit, soziale Indikatoren zu entwickeln vor allem für den letzten Bereich. In ihnen zeigen sich aber auch alle Schwierigkeiten, die mit der Entwicklung sozialer Indikatoren verbunden sein können: die Hereinnahme subjektiver Wertungen i m vielfältigsten Sinn, den Kontrast zwischen allgemeinen Normen und subjektiven Freiheiten und die Spannung zwischen der Summe aller Wünsche und der Freiheit aber auch Notwendigkeit, daß der einzelne die Prioritäten unter mehreren Bedürfnissen setzt, die nicht alle g le i -chermaßen befriedigt werden können. Hier ist es insbesondere notwen-dig, daß soziale Indikatoren die Kombinatorik der teilweisen B e f r i e d i -gung einer Summe nicht gleichermaßen erfüllbarer Wünsche zum A u s -druck bringen. 2. D i e A r b e i t s w e l t sollte durch soziale Indikatoren über die B e f r i e d i -gung und die Belastung durch Bedingungen und Ergebnisse der E r -werbstätigkeit erschlossen werden, ergänzend aber auch durch die A u f -nahme der funktionellen, zeitlichen und räumlichen Beziehungen z w i -schen Arbeitsplatz und privater Existenz. Auch hier muß wieder für eine Dialekt ik zwischen der Darstellung subjektiver Vorstellungen und objektiver Normen gesorgt werden. 
S o z i a l e Mobilität — umfassend i m beruflichen, schichtenbezogenen und örtlichen Sinn verstanden — ist als Chance sozialer Verbesserung zu sehen, aber auch als Last sozialer Anpassung und als Drohung sozialen 
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Die Messung sozialen Glücks Abstieges. D e r Versuch der Messung hat sich sowohl den generellen B e -dingungen sozialer Mobilität (insbes. der Infrastruktur) und den M a ß -nahmen der Wirtschaftspolitik als auch ihren individuellen Prämissen (Ausbildung, Wohnung, Famil ie und Lebensalter) zuzuwenden. 3. Das p h y s i s c h e E n v i r o n m e n t muß durch soziale Indikatoren primär i n seiner sozialpolitischen Relevanz deutlich gemacht werden, so etwa h i n -sichtlich des Zugangs zu einer „guten U m w e l t " oder auch einzelnen nichtinstitutionellen Gemeinschaftsgütern (Luft, Wasser, Ruhe usw.) so-wie zu Erholungsmöglichkeiten je nach Einkommen und Vermögen oder je für Arbeitsplatz und Privatleben oder je für gewisse Gruppen ( K i n -der, F a m i l i e n , Behinderte, soziale Randgruppen). 
4. E i n k o m m e n u n d A r m u t sollten vor al lem mit dem Z i e l der G e w ä h r -leistung von Mindesteinkommen (getrennt für erwerbstätige u n d nicht-erwerbstätige Personengruppen) zum Gegenstand der Messung gemacht werden. Dabei ist zu unterscheiden zwischen dem allgemeinen Lebens-unterhalt, den besonderen Umständen, die dessen Steigerung notwendig machen (z. B . Familiengröße) und schließlich den Bedarfen, die n u r i m Rahmen spezifischer Dienst- , Sach- oder Geldleistungen befriedigt werden können (z. B . K r a n k h e i t , Ausbildung). B e i a l l dem sollten auch regionale u n d sektorale Differenzen faßbar und so der politischen E n t -scheidung unterworfen werden. Z u messen wäre ferner, welche Sicher-heit die Einrichtungen der sozialen Sicherung nicht nur nach dem G e -setz, sondern nach Maßgabe der konkreten Schwierigkeiten der E r m i t t -lung und Erlangung durch den Bedürftigen w i r k l i c h bedeuten. 5. öffentliche S i c h e r h e i t u n d O r d n u n g bedingen soziales Wohlbefinden und soziale Gefahren nicht nur nach dem Grad der Kontrol le über die Kriminalität . Sozial von allgemeinerer Bedeutung sind die R i s i k e n , die von dem öffentlichen Verkehr , von Nahrungs- und Genußmitteln (bis hin zur Droge) oder auch von der Arbeitsstätte ausgehen. Sie sollten i n ihrer sozialen Relevanz und hinsichtlich der Möglichkeiten, V o r a u s -setzungen u n d Folgen einer Verbesserung gerade auch für sozial be-sonders Benachteiligte oder Gefährdete (Kinder, K r a n k e , ältere M e n -schen, Behinderte der verschiedensten A r t , ausländische Arbeitnehmer, sonstige soziale Randgruppen) erfaßt werden. 6. L e r n e n , A u s b i l d u n g , W i s s e n s c h a f t u n d K u n s t sind kraft des Inter-esses an der Bildungsökonomie schon weitgehend durch soziale I n d i -katoren erschlossen, die freil ich nicht zuletzt die Grenzen ihrer L e i -stungsfähigkeit zeigen. Z u ergänzen wäre ihr System vor allem hinsicht-lich der sozialen, insbes. beruflichen Integration der Behinderten u n d sozialen Randgruppen durch B i l d u n g (Ausbildung), ferner aber auch 
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Hans F. Zacher hinsichtlich der nichtberuflichen Erfüllung des Menschen durch die B e -schäftigung mit Gegenständen der Bi ldung, der Wissenschaft und der K u n s t . 7. P a r t i z i p a t i o n u n d E n t f r e m d u n g sollten vor allem i m Hinblick darauf gemessen werden, welche Chance der Befriedigung und welche K o m -pensation sozialer Belastungen Partizipation bieten kann, welche G e -fahren der Enttäuschung ihren Wert mindern und welche V o r - und Nachteile sie von einem allgemeineren Interesse her hat. In Betracht zu ziehen ist dabei vor allem die Partizipation i m Betrieb, i n überbetrieb-lichen Sozialbereichen, i n Institutionen sozialer Sicherung, bei der P l a -nung und mehr noch bei der Verwaltung sozialer Einrichtungen (z. B . von Altersheimen) und bei der lokalen und regionalen Planung der Infrastruktur. III . Z u r rechtlichen Problematik sozialer Indikatoren 1. Der E i n b a u sozialer Indikatoren i n die Rechtsordnung Noch sind soziale Indikatoren i n erster L i n i e eine Zielvorstellung, der keine W i r k l i c h k e i t entspricht. A b e r die Arbeiten schreiten voran. U n d wenn auch nicht zu erwarten ist, daß es alsbald zu einem umfassenden System kommt, so muß doch mit erfolgreichen Entwicklungen wenigstens in enger begrenz-ten Bereichen gerechnet werden. U n d es ist w o h l möglich, daß partikulare Systeme praktisch wirkungsvoller sind als umfassendere. Insofern erscheint es notwendig, die juristische Diskussion über die rechtlichen Implikationen des Phänomens rechtzeitig zu eröffnen. Die Entwicklung elektronischer Informationssysteme — unmittelbar oder mittelbar oder auch nichtrecht-lichen Gegenstandes — hat gezeigt, wie neue Techniken der K o m m u n i -kation neue rechtliche Kanäle erfordern, neue rechtliche Gefahren mit sich bringen und das Recht zu neuen Vorkehrungen zwingen, u m berührte G ü t e r zu schützen 5 1 ). Es könnte auch nützlich sein, wenn nicht nur das. Recht seine neue Aufgabe rechtzeitig wahrnimmt, sondern wenn auch die politischen und technischen Entwicklungen von den positiven Gegeben-heiten, technischen Notwendigkeiten und Wertungen des Rechts her mit gesteuert werden. Für die sozialen Indikatoren gilt das u m so mehr, als sie 
51) Siehe z. B. Jochen Schneider (Herausgeber), Datenschurz - Datensicherung, 1971. - Zu 
Querverbindungen zwischen Informatik und Sozialpolitik siehe z. B. Friedrich Pappai, Mo-
derne Datenerfassung und Datenverarbeitung im Dienst der Sozialpolitik, Bundesarbeitsblatt 
1972, S. 566 ff.; Herbert Zschau, Sozialdatenbank - ein Instrument der Planung, ebenda, 
S. 592 ff. - Zu Querverbindungen zwischen Informatik und Sozialrecht siehe ferner etwa: 
„Grundkonzeption für die Errichtnug einer sozialrechtlichen Datenbank beim Bundessozial-
gericht", erarbeitet von einer Projektgruppe beim Bundessozialgericht Kassel, 1972. Es liegt 
auf der Hand, daß diese Querverbindungen auf unerläßliche technologische Prämissen des 
Ausbaues eines hinreichend leistungsfähigen Systems sozialer Indikatoren auf dem Felde der 
Sozialpolitik und des Sozialrechts aufmerksam machen. Siehe zum weiteren Problemzusam-
menhang auch Werner Münch, Datensammlung in den Sozialwissenschaften, 1971. 602 
Die Messung sozialen Glucks . viel weniger als die Institutionen und Verfahrensweisen der Informatik technologisch determiniert sind und v i e l mehr als diese ihre Gestalt aus sozialen, insbesondere politischen Vorentscheidungen beziehen werden. Diese Aufgabe, über die Entwicklung der sozialen Indikatoren juristisch — vor al lem aber doch nicht n u r : rechtspolitisch — nachzudenken, erscheint zudem i n dem Maße als eine spezifisch sozialrechtliche 5 2 ), als eben soziale Indikatoren i m Bereich der Sozialpolitik — insbesondere i n noch engeren Bereichen wie etwa dem der sozialen Sicherung — nicht nur auf eine ge-steigerte Nachfrage, sondern auch auf relativ günstige Voraussetzungen ihrer E n t w i c k l u n g treffen. Dabei ist es sicher hilfreich, die Problemschau nicht nur vermittels der Diskussionen u m öffentliche Informatik-Systeme sowie Datenermittlung und -speicherung anzuregen und zu vertiefen. Diese Phänomene sind nicht nur außerordentlich vielgestaltig, sondern selbst noch zu sehr i m Werden. Nicht minder wichtige Anregungen ergeben sich vielmehr aus den E r -fahrungen des Rechts mit Statist ik 5 3 ) und Demoskopie 5 4 ). Ganz offensicht-l ich wiederholen sich aber auch die Schwierigkeiten, die es bereitet, „ P l a -nung" i m Organisations- und Verfahrensrahmen der rechtsstaatlichen Demokratie richtig zu verstehen 5 5 ). Fürs erste können w o h l drei Problemkreise umschrieben werden: das rechtsstaatlich-demokratische System (insbesondere als Organisations-schema), die Rechts- und Interessenlage des Bürgers (auch aber nicht nur als Teilhaber der demokratischen Willensbildung) und die elementare W e r t -ordnung der Rechtsgemeinschaft. 
a) Soziale Indikatoren i n der rechtsstaatlichen Demokratie Es erscheint überaus schwierig und ist i n dem hier gegebenen äußeren Rahmen a p r i o r i unmöglich, i m gegenwärtigen Stand der Entwicklung sozialer Indikatoren deren adäquaten E i n b a u i n die Verfassungsorganisa-tion zu durchdenken. A l l z u v i e l e Grade möglicher Intensität der K o n k r e t -heit, Aussagekraft und Bindungsabsicht, eine Vie lzahl möglicher Verfahren der Gewinnung u n d kaum weniger Konzeptionen der Subjektbasis — vom Analogon zu allgemeinen und gleichen Abstimmungen bis zur Repräsen-tativbefragung, von der Expertise bis zur regierungspolitischen Aussage — wären zu berücksichtigen. Sicher ist, daß e in Bündel von Kompetenzpro-
"j Siehe auch nochmals Anm. 51. 
") Zum Recht der Statistik siehe z. B. Franz Hermann Kappes, Die Rechtsgrundsätze för sta-
tistische Erhebungen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften, Wirtschaft und 
Statistik 1970, S. 186 ff. 
54) Siehe nochmals Anm. 30 und deren weitere Nachweise. Unter diesen vor allem: Joachim 
Neeff, Demokratie und Demoskopie, Juristenzeitung, 26. Jhg. (1971), S. 16 ff.; Karl Loewen-
stein, Vorschläge zur Kontrolle der politischen Meinungsforschung, ebenda, S. 529 ff. 
n ) Siehe nochmals Anm. 13 und 14 sowie Carl Bohret, Entscheidungshilfen für die Regierung, 
1970. 603 
Hans F. Zacher blemen aufbricht — und dies u m so mehr, je konkreter, „vollziehbarer" die „Indikationen" sind, und je dichter ihre demokratische Legitimation ist oder sein soll . Wer soll über die elementaren Ziele, wer über die Bereiche, wer über die konkreteren Fragestellungen disponieren — und auf welche Weise? Geht man etwa von der Hypothese aus, soziale Indikatoren könnten — wie jetzt demoskopische Umfragen — von dem „angeordnet werden", der die Haushaltsmittel hat, sie „in A u f t r a g zu geben", so ist k l a r , daß eine Schwelle zu respektieren wäre, über welche die Aussagekraft der sozialen I n d i k a -toren nicht hinausgehen dürfte, oder jenseits derer die Konkurrenz z w i -schen dem Mechanismus der repräsentativen Demokratie und der E r -hebung eines Meinungsbildes mit „privatwirtschaftlichen" Mit te ln demo-kratisch unerträglich würde. So w i r d man an das P r i n z i p der amtlichen Statistik erinnert, daß über die Erhebung von Statistiken grundsätzlich nur der Gesetzgeber verfügt 5 6 ) . In beiden Bezugsfällen ist aber gleich: die konkrete Fragestellung, Durchführung usw. obliegt nicht (voll) dem, der anordnet — sondern das eine M a l dem Statistischen A m t , das andere M a l einem demoskopischen Unternehmen. Sachlogisch vorgegeben besteht also a p r i o r i die Notwendigkeit wechselseitiger Ergänzung von grundsätzlicher politischer Verfügungsmacht einerseits und Konkret is ierung und D u r c h -führung andererseits. Also muß entschieden werden, w e m die politische Disposition zustehen soll (Parlament, Regierung usw.) und w e m K o n k r e t i -sierung und Durchführung obliegen sollen (schlicht einem Regierungs- oder Verwaltungsressort, einer mehr oder minder unabhängigen Sonderbehörde oder Anstalt und/oder privaten Unternehmen). E i n neuer Schritt techno-kratischer Selbstentfremdung — oder wenn man w i l l : Bereicherung und K u l t i v i e r u n g — der Demokratie erscheint unvermeidlich. Dabei wäre z u -sätzlich über organisatorische (Beiräte) und verfahrenstechnische (Projekt-und Durchführungsstufen, Publikationsvorschriften, K o m p l i k a t i o n e n und Kontrollen) nachzudenken 5 7 ). Inwieweit könnte oder sollte die politische Disposition auf negative Anordnungen — worüber w a n n von w e m soziale Indikatoren n i c h t ermittelt werden dürfen — beschränkt oder erstreckt werden? In welchem Maße könnte der parlamentarischen Minderheit — analog ihrem Recht, Untersuchungsausschüsse oder Enquete-Ausschüsse zu verlangen — bestimmender Einfluß auf soziale Indikatoren gegeben w e r -den? Könnte schließlich das Instrumentarium der unmittelbaren D e m o -kratie — etwa i m Sinne von Volksbegehren, Volksbefragung und V o l k s -
M) § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 1953 (BGBl. III 
Nr. 29-1) (StatG). 
v ) Gerade bei diesen Fragen ist man immer an die Probleme richtiger organisatorischer Lokali-
sation und verfahrensrechtlicher Gestaltung der verschiedenen Formen öffentlicher Planung 
erinnert. Siehe nochmals Anm. 13, 14, 55 sowie Ernst-Wolfgang Böckenförde, Planung 
zwischen Regierung und Parlament, Der Staat, 11. Bd. (1972), S. 429 ff. 604 
Die Messung sozialen Glücks abstimmung — hier neue, zeitgemäße Gestaltungen, Anwendungen und Wirkungen finden? Sodann ist für die Konf l ikte Sorge z u tragen, die sich an den Zuständig-keitsgrenzen zwischen B u n d und Ländern und zwischen Staat u n d Selbst-verwaltungsträgern sowie zwischen diesen untereinander auftun. W a r das Bundesverfassungsgericht gegenüber einer konsultativen unmittelbaren Demokratie — i m sog. Atombewaffnungsstreit — relativ streng auf die E i n -haltung der bundesstaatlichen Zuständigkeitsordnung bedacht 5«), so ist weder die P r a x i s der Statistischen Ä m t e r noch das demoskopische A u f -tragswesen spürbar von der Sorge u m Zuständigkeitsschranken geprägt. Au ch insofern ist jedoch anzunehmen, daß mit zunehmender Aussagekraft und Legit imation soziale Indikatoren eine Schwelle überschreiten, jenseits derer es notwendig ist, Kompetenzschranken einzuhalten 5 9 ) , oder durch organisatorische und verfahrenstechnische Vorkehrungen zu entschärfen«o). Verwandte Probleme stellen sich i m Verhältnis zwischen Staat und Gesel l -schaft: jeweils anders etwa i n bezug auf politische Parteien, Interessen-verbände und sonstige gesellschaftliche Organisationen, Medien der öffent-lichen Meinung und private Agenturen (als potentielle Träger der E n t -wicklung und E r m i t t l u n g sozialer Indikatoren). In a l l diesen Zusammenhängen zeigt sich auch immer wieder, daß O r d -nungsprobleme nicht nur i m Sinne der Frage bestehen: wer darf wann welche sozialen Indikatoren entwickeln, ermitteln, i n Auftrag geben usw.? Vie lmehr bestehen sie auch i n bezug auf die Teilhabe an dem Mater ia l , das jeweils andere Träger produziert haben, auf die Vorenthaltung von M a t e r i a l , das i n Richtung auf soziale Indikatoren gewonnen worden ist, auf die Unterbindung eingeleiteter Entwicklungs- und Ermittlungsprozesse und auf die gänzliche oder — objektiv oder subjektiv — selektive U n t e r -drückung der Ergebnisse. V o n der Demoskopie her sind vor allem die P r o -bleme des Zugangs zu den Ergebnissen (oder: der Teilhabe an den Ergeb-nissen) und ihrer Verheimlichung bekannt. F ü r die sozialen Indikatoren, jedenfalls von einem gewissen G r a d der Entwicklung an, sind diese i n s t i t u -tionell wohl auch i m Sinne der Frage zu sehen, inwieweit die Öffentlichkeit gewisser Verfahrensstufen, Entscheidungen und Ergebnisse allgemein v o r -gesehen werden muß. 
58j BVerfG 8, 104, 122. 
$9J Dabei stellt sich wieder die Frage, ob Kompetenzschranken aus den vorgefundenen Kategorien 
der Kompetenzabgrenzung abgeleitet werden können (im bundesstaatlichen System etwa aus 
der Kompetenzabgrenzung für Gesetzgebung oder Verwaltung?) oder originär aufgestellt 
werden müssen. Das Beispiel der Planung läßt eher vermuten, daß die Sachkompetenzen 
zwar den Ausgangspunkt bilden müssen, die Abgrenzung der Zuständigkeiten für die Ge-
winnung sozialer Indikatoren aber damit nicht voll übereinstimmen kann. Überschneidungen 
sind unvermeidlich. 
*°) Soziale Indikatoren als „Gemeinschaftsaufgabe", als Analogon zur integrativen Planung 
mehrerer Aufgabenträger oder wenigstens zur Koordination und Kooperation mehrerer Be-
teiligter und betroffener Aufgabenträger bei Planungen? 605 
Hans F. Zacher Schon mit dem Hinweis auf die Gesetzesform der A n o r d n u n g sozialer I n d i -katoren, aber noch mehr nun mit dem Aspekt der Publizität von V e r -fahrensstadien und Ergebnissen trat auch die spezifische Problematik der Verfahrensweisen der rechtsstaatlichen Demokratie«*) i n den Kreis der Erwägungen. Dem kann hier nicht weiter Aufmerksamkeit gewidmet w e r -den. N u r angemerkt sei, daß auch insofern zahlreiche neue Fragen auf-treten: von der rechtsstaatlichen Gewährleistung der Anhörung Betrof-fener (wann ist wer von sozialen Indikatoren so betroffen, daß er angehört werden soll?) über Garantien öffentlicher K o m m u n i k a t i o n von Entschei-denden (und Betroffenen) und verläßlicher Bekanntgabe von sozialen Indikatoren an alle, die sie angehen, bis h i n zu der Frage möglicher „ V o r -w i r k u n g " sozialer Indikatoren durch Zerstörung etwa des Vertrauens-schutzes zugunsten von Gesetzen, die ihnen „rückwirkend" Rechnung tragen. b) Insbesondere die Gefährdung der Demokratie V o n der Entwicklung und Verwendung des Instrumentariums der sozialen Indikatoren drohen also neue Ungleichgewichte i m Spiel der gewalten-teiligen, repräsentativ gestuften Demokratie sowie die Desintegration be-währter institutioneller und prozessualer Garantien, wenn diese nicht rechtzeitig in Richtung auf die neuen Ris iken , welche die sozialen I n d i k a -toren für die zu schützenden Verfassungswerte bedeuten, fortentwickelt und ergänzt werden. Doch erweisen sich alle die bisher angeschnittenen Probleme als vergleichsweise technisch und vordergründig, wenn man ihnen die elementare Bedrohung des Systems der repräsentativen Demo-kratie gegenüberstellt, die aus den sozialen Indikatoren, könnte ihre Idee v o l l oder doch weitgehend realisiert werden, erwachsen würde. Repräsentative Demokratie ist die Zuordnung einer sachlich, personell, räumlich und zeitlich definierten Summe von Entscheidungsmöglichkeiten zu politischen Entscheidungsträgern vermittels ihres Mandats auf Zeit, ihrer Entscheidungsbefugnis und ihrer Verantwortung. Personen und (durch Normen i m Sinne von Kompetenzbereichen und Handlungsmöglich-keiten sowie durch die tatsächlichen Gegebenheiten von Beteiligten, R ä u -men, Objekten, M i t t e l n und Zeitrelationen definierte) Situationen ergeben jeweils konkrete Entscheidungs- und Verantwortungsbedingungen. Daß i n weiten Randzonen durch räumliche, zeitliche, personelle u n d sachliche „spill-overs"« 2) Unklarheiten und Entlastungen möglich sind, kompliziert 
") Siehe zu den damit angesprochenen Problemen z. B. Hans F. Zacher, Freiheitliche Demo-
kratie, Geschichte und Staat, Bd. 139/140, 1969, S. 68 ff. 
") Siehe dazu z. B. Elisabeth Liefmann-Keil, Spill-over-Effekte und Praxis des finanzpolitischen 
Interventionismus, in: Festschrift für Fritz Neumark, 1970, S. 483 ff.; dies., Sozialpolitische 
Entscheidungen, Wahl- und Legislaturperioden, in: Aspekte der Friedensforschung und Ent-
scheidungsprobleme in der Sozialpolitik, herausgegeben von Horst Sanmann, 1971, S. 61 ff. -606 
Die Messung sozialen Glücks das Problem. Es ändert aber nichts an dem entscheidenden F a k t u m , daß nie die Summe aller möglichen Entscheidungen erwartet, getroffen und v e r -antwortet w i r d . V ie lmehr werden Entscheidungen — auch i m Sinne von Prioritäten, A l t e r n a t i v e n usw. — immer nur situationsbedingt als not-wendig erkannt, getroffen oder unterlassen und als Handlung oder U n t e r -lassung verantwortet. N u r i n diesem Sinne konkreter, situationsbedingter auswählender Integration kann das Gemeinwesen seiner Entscheidungs-last gerecht werden. Soziale Indikatoren nun würden — je nach dem Grade der Verwirkl ichung ihrer Idee — diese komplexen, begrenzten und doch interdependenten und kohärenten Prozesse vor allem unter folgenden Gesichtspunkten verändern: durch die unberechtigte Annahme vollständiger Aufzählbarkeit möglicher und notwendiger Entscheidungen und ihrer Interdependenzen; durch die Verfremdung der A r t i k u l a t i o n von Entscheidungsmöglichkeiten und -not-wendigkeiten von einem politischen, interessenbestimmten oder emotio-nalen Vorgang zu einem w i r k l i c h oder scheinbar technischen, logischen Vorgang; und durch die Permanenz der Einflußnahme Nichtentscheidender und auch Nichtverantwortl icher (und Nichtbetroffener) auf die Entschei-dungen. Daraus können Belastungen für das Funktionieren der repräsen-tativen Demokratie erwachsen, die durch die Hi l fe , welche die sozialen Indikatoren für Entscheidungsinitiativen, Argumentationen, Entscheidun-gen und K o n t r o l l e n gewähren können, auch nicht mehr annähernd aus-geglichen werden. Das Nebeneinander von repräsentativer und herkömmlicher unmittelbarer Demokratie (diese i m Sinne punktueller unmittelbarer Entscheidung von Einzelproblemen durch das ganze V o l k anstelle der repräsentativen Organe) kann damit — nämlich mit der permanenten teils rückwärtsorientierten, teils gleichzeitigen, teils vorwärtsorientierten Begleitung der politischen A r b e i t der repräsentativen Organe durch die Entwicklung und Beeinflus-sung von Katalogen von Problemen und Lösungen — nicht einmal sinnvoll verglichen werden. Eher gibt vielleicht die heute mitunter anzutreffende Häufung von Bürgerinitiativen i m kommunalen Bereich einen Vorge-schmack auf den Gestaltwandel, ja Gestaltschwund des repräsentativ-
steht bei der vorzitierten Autorin auch die Problematik der Periodisierung der komplexen 
Beziehung Person - Situation - Entscheidung - Verantwortung im Vordergrund, so ist für ein 
gegliedertes Staatswesen das „überschwappen" von Handlungsmöglichkeiten und Verant-
wortlichkeiten gerade auch im Hinblick auf die sachlichen und räumlichen Kompetenzgrenzen 
von Bedeutung. Wieviel Politik wird nicht allein mit dem echten und verbalen Verschieben 
von Verantwortlichkeilen zwischen Bund und Ländern, Staat und Gemeinden usw. und mit 
dem Hinweis auf jeweils fremdgesetzte Daten gemacht? Wer setzt wem welche Bedingungen 
mit welchem notwendigen und welchem gewillkürten Effekt? Wer nutzt welche fremdge-
setzten Bedingungen wozu? Auf diese Probleme hinzuweisen, ist in diesem Zusammenhang 
natürlich nicht Selbstzweck. Vielmehr geht es darum, daß soziale Indikatoren ein geradezu 
„ideales" Spielfeld sein können, die Grenzpositionen als solche zu entfalten, Forderungen 
und Erwartungen in andere Zuständigkeitsbereiche „hinüberzuschießen", partikulare Forde-
rungen (quasi-)plebiszitär zu bekräftigen usw. 607 
Hans F. Zacher demokratischen Prozesses, der von sozialen Indikatoren ausgelöst werden k a n n , w e n n sie als Instrumente einer permanenten partizipatorischen Demokratie praktiziert werden. Andere Elemente dieser Erosion der r e -präsentativen Demokratie zeigen sich dort, wo ein hybrider Gebrauch der Demoskopie die auch und gerade i n der Demokratie notwendige F ü h r u n g s -f u n k t i o n zu erübrigen scheint und die Dialektik zwischen Führung und G e f ü h r t e n aufhebt. c) Die Rechtsstellung des einzelnen aa) Noch e i n m a l : Demokratie — Status activus und soziale Indikatoren W e i t h i n stoßen schon die zunächst allgemeinen, „objektiven" Fragen der rechtsstaatlich-demokratischen Gestaltung der Erhebung sozialer I n d i k a -toren auf die Rechtssphäre des einzelnen. M a n braucht nur einmal die a l l -gemeinen Wahlrechtsgrundsätze, die i m Fal le unmittelbarer Referendums-demokratie auch deren Modalitäten zu bestimmen haben, durchzumustern, u m auf die Problematik zu stoßen. Dabei ist vorausgesetzt, daß überhaupt daran gedacht ist, soziale Indikatoren im „Volkswil len" zu verankern — unter welchen Voraussetzungen und mit welchen Wirkungen einmal d a h i n -gestellt. W i e etwa soll die „Allgemeinheit" der Partizipation gewährleistet werden? Bedeutet sie Verzicht auf repräsentative Erhebungen, oder gibt es M o d a l i -täten der A u s w a h l , die repräsentative Methoden und „Allgemeinheit" des Stimmrechts versöhnen? Welches Maß an Förmlichkeit ist notwendig, u m die „Al lgemeinheit" zu gewährleisten? Ist es sinnvoll und unerläßlich, die E r h e b u n g sozialer Indikatoren auf Aktivbürger zu beschränken? Oder sollen nicht gerade auch andere (Ausländer, Schüler, Strafgefangene usw.) einbezogen werden? Wenn aber: mit welcher Wirkung? Offensichtlich e r -geben sich auch Paral lelen zwischen der B i l d u n g von Selbstverwaltungs-körpern, der Erstreckung und Struktur partizipatorischer Organe und P r o -zesse (im überkommenen Sinn von „Politischer Selbstverwaltung") und der A u s w a h l derer, die a n der Gewinnung sozialer Indikatoren m i t w i r k e n sollen. Andererseits zeigt sich auch wieder, daß die Kompetenzprobleme nicht — jedenfalls nicht immer — mit der gleichen Schärfe i n bezug auf die Subjektbasis sozialer Indikatoren wie i n bezug auf rechtliche Institutionen der Selbstverwaltung i m rechtlichen oder politischen Sinn gestellt und be-antwortet werden können 6«). Noch schwieriger stellen sich die Probleme der „Gleichheit" der Teilhabe an der Wil lensbi ldung dar. Welche Gestaltung der Fragestellung entfaltet, welche behindert sie? Wo stecken die Analogien zur Problematik der 
*') Siehe nochmals Anm. 59, 60 und den Text hierzu. 608 
Die Messung sozialen Glücks „Wahlkreisgeometrie" (des Mehrheitswahlrechts) und der Sperrklauseln (des Verhältniswahlrechts)? Muß oder — w a n n und wie — soll der M i n d e r -heit Gelegenheit gegeben sein, ihre Mindermeinung zur Geltung zu b r i n -gen? (So wie eben i m Verhältniswahlrecht auch die Minderheit eine „gleiche" Chance hat, repräsentiert zu sein.) Oder sollen soziale I n d i k a -toren wie Gesetzesabstimmungen i n der Referendumsdemokratie n u r A u s -druck der Mehrheitsmeinung sein — auch einer Meinung 51 :49? bb) Grenzfelder von Status activus, passivus und negativus Was verlangt der Gedanke der „Geheimheit";? H i e r zeigt sich noch v i e l deutlicher, als schon unter dem Aspekt prinzipiel ler „Gleichheit" von Mehrheits- und Minderheitsmeinung, daß die Erhebung sozialer I n d i k a -toren nicht schlechthin mit Wil lensakten gleichgesetzt werden k a n n — weder mit W a h l - noch m i t Abstimmungshandlungen. Inwieweit sollen statt dessen Tatsachen (wie eben bei statistischen Erhebungen oder auch i m Sinne von „Daten") oder Urtei le , Meinungen (wie eben bei der D e m o -skopie — nicht so sehr als subjektive Entscheidungen, sondern als etwas Vorgefundenes, schon Gegebenes, nur zu Erfragendes und allenfalls bei dieser Gelegenheit über Bewußtwerdung und Erklärung konkret G e w i l l -kürtes und Verfügbares) ermittelt werden? K a n n diese E r m i t t l u n g so ge-heim sein wie eine Wahlhandlung? M a n denke an die weitgehende N o t -wendigkeit des „Interviewers" und des „Volkszählers", u m wieder die analogen Figuren aus Statistik und Demoskopie heranzuziehen. M a n denke auch an die Gefahr, daß individuelle Angaben, Verhältnisse bei der — noch so abstrakt gemeinten — Bekanntgabe der Ergebnisse durchschlagen 6 4 ). M a n denke auch an die Gefährlichkeit des schriftlichen Materials , an die Notwendigkeit sicherer Aufbewahrung. Im Hintergrund aber tut sich der K o n f l i k t mit der Persönlichkeitssphäre — je nach Umständen und Verständnis: der Intimsphäre — auf. „Freiheit" der W a h l schließt hierzulande die Freiheit der Wahlenthaltung ein. Wer davon Gebrauch macht, läßt die anderen entscheiden. Demoskopie k a n n überhaupt nur auf „Freiwil l ige" zählen. U n d ihre Ergebnisse müssen be-rücksichtigen oder jedenfalls danach bewertet werden, daß zwischen A u s -sagebereitschaft und Aussageinhalt ein tendenzieller Zusammenhang be-stehen kann. Die Statistik k a n n nicht immer darauf verzichten, die A u s -kunftspflicht der Befragten i n Anspruch zu nehmen 6 5 ). Wie ist i n bezug auf soziale Indikatoren zu verfahren: kann generell oder je konkret dem E n t -scheidungselement (und also auch der „Abstimmungsfreiheit") oder dem Ermittlungselement (und also der „Auskunftspflicht") der Vorzug gegeben werden? Wenn aber Letzteres: welche objektiven Schranken müssen dann 
") Siehe dazu § 12 StarG. 
"j Siehe dazu §§ 10, 11 SratG. 609 
Hans F. Zacher gezogen werden? Worüber darf man nicht oder n u r volens befragt w e r -den? U n d wenn solche Schranken zu beachten s i n d : macht das etwas aus für die Wirkungen des Ergebnisses? A l l e diese Fragen stellen sich i m sozialpolitischen u n d rechtlichen R a u m mit ganz besonderer Schärfe. Die Notwendigkeit differenzierter Aussage läßt Unterschiede der Intelligenz und der Schulung rasch zu Buche schla-gen. Die Briefwahl-Problematik der Heiminsassen wächst ins Ungemessene, wenn an die Stelle des Kreuzleins auf den Wahlschein die A n t w o r t e n auf einen Katalog von Fragen treten. U n d die Intimsphäre ist i n so sozial w i c h -tigen Bereichen wie Krankheit , Erziehung usw. n u r a l lzu häufig berührt. Endlich ist die Frage nach adäquaten Formen des Rechtsschutzes zu stellen. W a h l - und Abstimmungsrecht i m herkömmlichen demokratischen S i n n kennen grundsätzlich keine Auseinandersetzung über den Inhalt der E n t -scheidungshandlung. V o r der Entscheidungshandlung liegen die A u s e i n -andersetzungen über die Zulässigkeit von Vorschlägen, über die Zulassung zur Entscheidungshandlung. Hintennach kann darüber gestritten werden, ob der Entscheidungsprozeß ordnungsgemäß vor sich gegangen ist und ob Fehler die Rechtmäßigkeit der Gesamtentscheidung beeinträchtigen k ö n -nen. B e i der Erhebung sozialer Indikatoren dagegen k a n n offenbar auch der konkrete, persönliche „Ermittlungsvorgang" z u m Gegenstand von A u s -einandersetzungen werden. Neue Probleme für Geheimheit und Ö f f e n t -lichkeit von Erhebungs- und Rechtsschutzverfahren erwachsen daraus ebenso wie für den Zusammenhang zwischen der Rechtsmäßigkeit des konkreten Erhebungsvorgangs und dem Gesamtergebnis. cc) Soziale Indikatoren und Status passivus und negativus Bisher wurde die Rolle des Bürgers i n bezug auf die G e w i n n u n g sozialer Indikatoren am Model l des demokratischen Wählers orientiert . A b e r auch ohne — und vielleicht gerade ohne — seine aktive Betei l igung k a n n die Entwicklung sozialer Indikatoren auf seine Rechts- u n d Interessensphäre zukommen. So können etwa soziale Indikatoren einen A n g r i f f auf be-stimmtes Eigentum vorbereiten, Ausbildungs- u n d Berufschancen steuern usw. Oder man denke an soziale Indikatoren über Ste l lung u n d Beliebtheit bestimmter Bevölkerungsgruppen (Unternehmer, A u s l ä n d e r usw.) u n d den Konf l ikt mit dem Gleichheitssatz oder gar mit elementaren Rechten (wie dem Recht auf Leben unheilbar K r a n k e r i m Fal le sozialer Indikatoren zum Euthanasieproblem). Wann müssen und können hier welche A b w e h r m e c h a -nismen gegen Beeinträchtigungen einsetzen? d) Soziale Indikatoren und die elementaren Werte der Rechtsgemeinschaft Damit kommen die Überlegungen endlich aber z u der F r a g e : w o r a u f d ü r -fen sich soziale Indikatoren überhaupt beziehen? Was k a n n u n d darf ge-fragt und gewollt, festgestellt und bewertet werden? D i e Frage k a n n nicht 
610 
Die Messung sozialen Glucks einfach wie bei Rechtsnormen 6 0 ) dahin beantwortet werden, daß soziale Indikatoren eben jeweils mit den Gesetzen oder — wenn die Erhebung durch Gesetz angeordnet ist — mit den dem Gesetz übergeordneten Normen (Grundgesetz über dem Bundesrecht, Bundesrecht über dem Landesrecht usw.) in E i n k l a n g stehen. A l s rechtspolitische Größen müssen soziale I n d i -katoren auch Veränderungen des Rechts in Betracht ziehen, ja gerade deren Bewertung bezwecken können. U n d als Tatsachenfeststellungen müssen sie auch imstande sein, die Nichtübereinstimmung von Recht und W i r k l i c h k e i t — auch i n Gestalt der Negation positiven Rechts durch einen mehr oder minder großen Tei l der Rechtsgemeinschaft — zum Ausdruck zu bringen. Die Gefahren, die damit verbunden sind, sind jedoch groß. 
W i e e t w a , w e n n e i n beträchtlicher T e i l d e r R e c h t s g e m e i n s c h a f t g e g e n d i e 
f r e i h e i t l i c h - d e m o k r a t i s c h e G r u n d o r d n u n g ( i m S i n n e d e r A r t . 18, 21 Abs. 2 
GG) S t e l l u n g nähme? O d e r w a s l e i c h t v o r s t e l l b a r wäre: w a s s o l l g e s c h e h e n , 
w e n n e i n e v e r b r e i t e t e u n i t a r i s t i s c h e T e n d e n z d i e „Unabänderlichkeit" des 
B u n d e s s t a a t s ( i . S. des A r t . 20 Abs. 1 GG), d e r G l i e d e r u n g des B u n d e s i n 
Länder u n d d e r M i t w i r k u n g d e r Länder b e i d e r Gesetzgebung ( A r t . 79 
Abs. 3 GG) i n F r a g e s t e l l t ? Könnten n i c h t s o z i a l e I n d i k a t o r e n t r o t z A r t . 1 
u n d 2 GG a u f Z u l a s s u n g d e r E u t h a n a s i e a n t r a g e n ? ^ ) 
S c h w e r z u bewältigende K o n f l i k t e können s i c h a u c h auf außenpolitischem 
G e b i e t e r g e b e n , w e n n d u r c h s o z i a l e I n d i k a t o r e n d i e W i e d e r v e r e i n i g u n g 
( s . d i e Präambel des G r u n d g e s e t z e s ) , d e r i n t e r n a t i o n a l e F r i e d e ( s . A r t . 26 
GG), d i e s u p r a n a t i o n a l e n o d e r i n t e r n a t i o n a l e n V e r p f l i c h t u n g e n d e r B u n d e s -
r e p u b l i k ( s . A r t . 2 4 , 2 5 , 59 GG), g e w i s s e Bündnisse u s w . a b g e l e h n t würden. Daß soziale Indikatoren — möglicherweise — unverbindlich sind, ist keine A b h i l f e gegenüber diesen Problemen. Im Gegenteil. Gerade darin liegt eine zentrale Gefahr. W e n n und soweit sie unverbindlich sind, ist es zunächst schwer, ihnen mehr entgegenzutreten als einer „Meinung" (Art. 5 GG) . A b e r einmal „erfragt" sind soziale Indikatoren doch nicht mehr aus der Welt zu schaffen. U n d Tendenzen anzugeben und anzulegen, ist ja das M i n i m u m ihres Sinnes. 
") Hier zeigt sich wieder ähnliches wie schon unter dem Gesichtspunkt der Kompetenzabgren-
zung (und wie sich sonst vor allem im Zusammenhang mit der Planung ergibt). Siehe oben 
Anm. 59, 60, 63 und den Text hierzu. 
67) Ein verwandter Problemkreis ist die Ermittlung von kriminalpolitischen Dunkelziffern. Die 
Auseinandersetzung um die Reform des § 218 StGB hat wohl wie nichts vorher gezeigt, in 
welchem Maße Dunkelziffern zur Erosion einer Strafnorm führen können. Daß an anderer 
Stelle - z. B. bei der Diskussion um Probleme des Umweltschutzes oder der Wirtschafts-
kriminalität — der Hinweis auf Dunkelziffern eher zu verstärkter Aktivität der Strafver-
folgungsbehörden führt, ist ein zusätzlicher Hinweis darauf, wie zwiespältige oder unter-
schiedliche Entwicklungen dann auch soziale Indikatoren auslösen können. 611 
Hans F. Zacher 2. Soziale Indikatoren und Rechtsanwendung Abschließend noch ein Wort i m besonderen zum Verhältnis der sozialen Indikatoren zur Rechtsanwendung. Der Einfluß sozialer Indikatoren auf die Rechtsanwendung könnte nicht ausbleiben. Der Rechtsanwender könnte aus ihnen erfahren, wie die Rechtsnormen, die bisherige Anwendung der Rechtsnormen, Lücken einer Regelung oder ihrer Handhabung bewertet werden. E r wäre zur Ermitt lung der Erwartungen, die aus der Rechts-gemeinschaft auf sein rechtsanwendendes Handeln gerichtet sind, nicht mehr auf seine mehr oder weniger exakten und bewußten Vorurtei le , per-sönlichen und konkreten Ermitt lungen, auf die Li teratur , auf die veröffent-lichte Meinung usw. angewiesen. Daraus ergäbe sich aber auch schon, daß soziale Indikatoren maßgeblichen Einfluß auf die Rechtswirklichkeit hät-ten, je nach den Umständen gesetzlichen Regelungen weitgehend nahe kommen könnten. Wie sich dieser Einfluß sozialer Indikatoren auf die Rechtsanwendung i m einzelnen vollziehen könnte — i n Sonderheit: wie sich diese Wege der E i n -flußnahme für das Sozalrecht darstellen —, k a n n hier nicht auseinander-gelegt werden. Sicher ist, daß sich etwa Unterschiede ergäben zwischen der konkreten Rechtsanwendung durch den Verwaltungsfunktionär und der zentralen Steuerung der Rechtsanwendung (etwa durch Ministerien, i m Sozialbereich aber auch durch die Absprachen der Verbände der Sozia l -versicherungsträger, der freien Wohlfahrtsorganisationen usw.) — schon deshalb, w e i l soziale Indikatoren der zentral steuernden Stelle i n mehr-facher Hinsicht anders verfügbar sein werden als dem konkreten Rechts-anwender, aber auch deshalb, w e i l zwischen generell ermittelten I n d i k a -toren und genereller Steuerung eine andere Beziehung besteht als z w i -schen jener und der konkreten Fallentscheidung —, zwischen der Rechts-anwendung i m staatlichen und i m Selbstverwaltungsbereich und vor allem zwischen der administrativen und der richterlichen Rechtsanwendung. Dabei würde der weitestgehende und ehrlichste — vor allem auch metho-disch bewußteste — Gebrauch sicher dort gemacht, wo der Rechtsanwender die Entscheidungen des Gesetzes generell oder konkret zu ergänzen, nach-zuholen, den Entwicklungen anzupassen hat: insbesondere i m Bereich richterlicher Rechtsfortbildung 6 8 ), insbesondere auch richterlicher L ü c k e n -findung und - f ü l l u n g 6 9 ) , bei der primären oder sekundärkontrollierenden oder nachholenden Anwendung von unbestimmten Rechtsbegriffen 7 0 ), 
") Siehe dazu für den sozialrechtlichen Bereich das umfassende Material in: „Rechtsfortbildung 
durch die sozialgerichtliche Rechtsprechung", Schriftenreihe des Deutschen Sozialgerichts-
verbandes, Band X, 1973. 
") Siehe ergänzend zum Vorigen insbes. Fritz Haueisen, Zum Schließen von Gesetzeslücken 
durch den Richter, in: SoziaTrecht und Sozialpolitik, Festschrift für Kurt Jantz, 1968, S. 193 ff. 
70) Siehe für das Sozialrecht etwa Franz Schwankhart. Der unbestimmte Rechtsbegriff im Gegen-
satz zum Ermessen, Zentralblatt für Sozialversicherung, Sozialhilfe und Versorgung, 1971, 
S. 33 ff. 612 
Die Messung sozialen Glücks wertausfüllungsbedürftigen Generalklauseln 7 1 ) und Ermessensnormen 7*), vor al lem aber bei der Konkretisierung verfassungsrechtlicher Maßstäbe bis h i n zu Sozialstaatsprinzip und Gleichheitssatz. Gerade die Realisierung der „sozialen Gleichheit" (Art . 3, 20 Abs . 1, 28 Abs. 1 Satz 1 GG) 7 3 ) durch die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung würde durch die Existenz sozialer Indikatoren über die gesellschaftlichen Vorstellungen von sozialer Gerechtigkeit vor interessante Aufgaben und wohl auch ernste K r i s e n ge-stel lt 7 4 ) . Tri f f t es nämlich zu, daß Verfassungen das „bessere Ich" einer Nation sind — oder doch sein sollen 7 5 ) —, so kann dieses „bessere Ich" dem aktuellen „Volkswillen", der sich i n sozialen Indikatoren ausdrückt, eben-sowenig ausgeliefert werden wie etwa demoskopischen Ergebnissen 7 6 ) oder selbst dem förmlichen demokratischen Gesetz, das i m E i n k l a n g mit der Verfassung zu halten, ja gerade die Aufgabe der verfassungsgerichtlichen Normenkontrolle ist. Zeigt sich aber immer mehr, wie stark der W i n d aktueller politischer Strömungen — zumal wenn er in der Richtung der Regierungspolitik weht — an den Mauern der Verfassungsgerichtsbarkeit rütteln kann 7 7 ) , so muß besorgt werden, daß auch soziale Indikatoren den Spielraum der Verfassungsentfaltung durch Normenkontrolle vermindern können. Jenseits aller bewußten Einbeziehung sozialer Indikatoren in die E r m i t t -lungs- und Argumentationsbasis der Rechtsfindung ist aber auch deren unreflektierter Einfluß auf die Haltung des Rechtsanwenders zu bedenken — auch und gerade da, wo dieser glaubt, keinen Spielraum zu haben, u m die i m Wege sozialer Indikatoren ermittelten Tatsachen und Wertungen zu berücksichtigen 7 8 ). Gerade die vorstehend aufgeworfenen Probleme aber zeigen wieder, welche Bedeutung der Frage zukommt, w e r über die Entwicklung und E r m i t t l u n g 
71) Siehe auch Wilhelm Weber, Generalklauseln im Recht und soziale Gerechtigkeit, in: Der 
Mensch im sozio-ökonomischen Prozeß, Festschrift für Wilfrid Schreiber, 1969, S. 39 ff. 
77) Siehe auch Walter Bogs, Von der Freiheit durch das Gesetz. Bemerkungen über Ansprüche 
und Ermessensleistungen im Sozialrecht, Die Sozialgerichtsbarkeit, 18. Jhg. (1970), S. 1 ff. 
73) Siehe dazu und zum Folgenden - freilich noch ohne Berücksichtigung des Phänomens sozialer 
Indikatoren - Hans F. Zacher, Soziale Gleichheit, Archiv des öffentlichen Rechts, Bd. 93 
(1968), S. 341 ff. 
74) Zum methodischen und praktischen Problem siehe auch Klaus-Jürgen Philippi, Tatsachen-
feststellung des Bundesverfassungsgerichts, Annales Universitatis Saraviensis, Bd. 64, 1971. 
75) Herbert Krüger, Art. „Verfassung", Handwörterbuch der Sozialwissenschaften, Bd. XI, 1961, 
S. 72 ff. (74): „Jede Verfassung ist der Versuch eines Volkes, sein besseres Ich gegen sich 
selbst darzustellen und durchzusetzen." 
7Ä) In etwa berührt sich das auch wieder mit dem Problem, daß Demoskopie, soziale Indika-
toren usw. nicht zur Paralyse der Dialektik zwischen demokratischer Führung und demo-
kratischer Basis-Entscheidung und -Legitimation führen darf. Siehe dazu auch den Verfasser, 
Freiheitliche Demokratie [Anm. 61], S. 16 ff. (insbes. S. 18). Zur sozialen Korrektur der Politik 
von der Verfassung her siehe ferner den Verfasser, Soziale Gleichheit [Anm. 73]. 
77) Die Auseinandersetzung sowohl um den Grundvertrag als auch um das Hochschul-Urteil des 
Bundesverfassunsgerichts haben höchst bedenkliche Beispiele für diese Entwicklung gebracht. 
78) Siehe z. B. Josef Esser, Vorverständnis und Methodenwahl in der Rechtsfindung, 1970. 613 
Hans F. Zacher sozialer Indikatoren disponiert. Diese Frage erhält hier von vornherein einen besonderen Akzent ; denn der Richter w i r d k a u m imstande sein, die Entwicklung und Ermitt lung sozialer Indikatoren zu steuern. Soziale I n d i -katoren sind generellen Charakters. Sache des Richters ist die konkrete Streitentscheidung. U n d auch der normenkontrollierende und insofern generell entscheidende Verfassungsrichter übt eine spezifische, negative Funkt ion 7 9 ) aus. Die Kompetenz, soziale Indikatoren auf den Weg zu b r i n -gen, liegt, soweit nicht Sonderbehörden dafür geschaffen werden, in der Nähe von Gesetzgebung und Regierung. Soziale Indikatoren könnten, ja würden die Rollenverteilung zwischen Gesetzgebung und/oder Regierung einerseits und richterlicher Rechtsanwendung andererseits somit bedeut-sam verändern. Soweit soziale Indikatoren auf die demokratisch verläß-liche Erfragung des „Volkswillens" abzielen, kann man darin eine „ D e m o -kratisierung" der richterlichen F u n k t i o n , jedenfalls einen demokratischen Weg sehen, auf dem der Richter die Erwartungen der Rechtsgemeinschaft erfahren kann. A b e r der plebiszitäre Vorsprung der Autorität , die diese „Volksbefragung" init i ieren kann, ist nicht zu verkennen. U n d daß die Rechtsgemeinschaft — nicht nur i n der Auseinandersetzung zwischen R i c h -ter, Gesetzgeber und administrativem Rechtsanwender, sondern gerade auch i n der Auseinandersetzung zwischen dem Richter und dem Rechts-bewußtsein der Rechtsgemeinschaft — des kritischen und f r e i atmenden Richters bedarf, der aus seiner Rechtserfahrung heraus den politischen und gesellschaftlichen Anforderungen auch korrigierend entgegentritt, ist nicht weniger w a h r 8 0 ) . Diese F u n k t i o n aber w i r d — offen oder verdeckt, bewußt oder unbewußt — beschnitten. Während also auf der einen Seite soziale Indikatoren eine großartige H i l f e gerade auch für die richterliche Rechts-anwendung zu sein versprechen, können sie auf der anderen Seite den B e i -trag, den der Richter für die ausgewogene E n t w i c k l u n g des Rechts leisten kann und muß, verdrängen und verkümmern lassen. 
A l l e s i n a l l e m sind soziale Indikatoren E x e m p e l des gesellschaftlichen F o r t -schritts: 
u n v e r m e i d l i c h e I d e e , n a c h d e m sie e i n m a l g e d a c h t i s t ; u n l e u g b a r e Ver-
b e s s e r u n g d e r W e i s e n g e s e l l s c h a f t l i c h e r K o m m u n i k a t i o n u n d W i l l e n s b i l -
d u n g ; u n d g l e i c h w o h l gefährlich — v o l l e r Möglichkeit, j a W a h r s c h e i n l i c h -
k e i t des Mißbrauchs u n d d e r E n t a r t u n g . 
79) Siehe dazu insbes. zum engeren sozialrechtlichen Zusammenhang noch einmal Hans F. Zacher, 
Soziale Gleichheit [Anm. 73]. 
80) Das gilt nicht - ja keineswegs - nur für den Verfassungsrichter, sondern gerade auch für den 
„Einzelfallrichter", mag er nun imstande sein, ein über den Einzelfall hinaus wirkendes 
Präjudiz zu schaffen oder nicht. Siehe zur Notwendigkeit des aktiven Zusammenwirkens aller 
juristischen Rollen für eine gesunde Rechtsentwicklung gerade im Sozialrecht noch einmal 
Hans F. Zacher, Sozialgerichtsbarkeit und Sozialrecht [Anm. 33]. 614 
